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SoVD drängt nach der Wahl auf schnelle Regierungsbildung: Jetzt ist Einigkeit gefragt  

Soziale Aufgaben gemeinsam lösen
Deutschland hat gewählt – 

die Union mit Friedrich Merz ist 
stärkste Kraft geworden. Jetzt 
muss der künftige Kanzler eine 
Koalition bilden. Vieles deutet 
auf Schwarz-Rot hin: Die Ab-
geordneten von CDU/CSU und 
SPD hätten im Bundestag eine 
Mehrheit. Doch dass man sich 
gut und schnell verständigt, ist 
nicht garantiert. Bis Ostern will 
Merz fertig sein. Auch der SoVD 
mahnt vor dem Hintergrund der 
drängenden Aufgaben zu einer 
schnellen Einigung. 

Mit 28,52 Prozent hat die Uni-
on die Bundestagswahl zwar 
gewonnen, bleibt aber dennoch 
hinter den eigenen Erwartungen 
zurück. Auf Platz zwei kommt die 
AfD mit 20,8 – im Osten wird sie 
stärkste Kraft. Eine Koalition mit 
der vom Verfassungsschutz in 
Teilen als gesichert rechtsext-
rem eingestuften AfD schließt 
Merz – ebenso wie alle anderen 
im Bundestag vertretenen Par-
teien – klar aus. 

Die SPD ist mit 16,41 Prozent 
nur noch drittstärkste Kraft. Die 

Grünen, genauso Teil der ge-
platzten Ampel, verlieren eben-
falls und landen bei 11,61 Pro-
zent – nach 14,7 Prozent bei der 
letzten Bundestagswahl. Nicht 
mehr ins Parlament kommt die 
FDP mit abgeschlagenen 4,33 
Prozent. Das Bündnis Sahra Wa-
genknecht scheitert wiederum 
knapp mit 4,97 Prozent. Anders 
Die Linke: Sie erreicht 8,77 Pro-
zent.

Bereits am Wahlabend hat der 
künftige Kanzler eine schnelle 
Regierungsbildung versprochen. 

Einfach werden die Verhand-
lungen deshalb nicht: Strittige 
Schlüsselfaktoren sind vor allem 
unterschiedliche Ansätze in der 
Migrationspolitik sowie in Wirt-
schafts- und Steuerpolitik. 

Auch die Standpunkte zu den 
Themen „Investitionen“ und „Re-
form der Schuldenbremse“ sind 
unterschiedlich. Schwierig dürf-
ten die Beratungen außerdem 
bei der Sicherheitspolitik und in 
den Bereichen Sozial- und Kli-
mapolitik werden. 

Friedrich Merz hat sich mit der Union durchgesetzt. Er verspricht bei den Koalitionsverhandlungen eine schnelle Verständigung. 
Foto: Liesa Johannssen / picture alliance / REUTERS 

Liebe Freund*innen im SoVD,
die Wahl ist entschieden. Die 

Union hat zwar das Rennen ge-
macht. Doch hinzugewonnen hat 
vor allem eine Partei, die in Teilen 
als gesichert rechtsextrem gilt. 
Jetzt ist bei allen anderen Partei-
en Einigkeit gefragt. Denn vor dem 
nächsten Parlament liegen riesige 
Aufgaben. Wir vom SoVD bleiben 
in Kontakt mit den demokratischen 
Parteien. Mehr denn je gilt es, den 
deutschen Sozialstaat zu stärken. 
So werden wir die Regierungs-
bildung und die nachfolgenden 

Verhandlungen zu einem Koaliti-
onsvertrag aufmerksam begleiten. 
Wir werden darauf achten, dass die 
liegen gebliebenen Themen aus-
reichend Gehör finden! Und sehr 
gerne bieten wir den politisch Ver-
antwortlichen für ihre Arbeit unse-
re Expertise in Sachen Gesundheit, 
Pflege, Rente, Gleichstellung und 
Inklusion oder Armutsbekämp-
fung an. Wir sprechen aus vielen 
Jahrzehnten Praxisnähe. Durch die 
Erfahrungen in unseren Sozial-
beratungsstellen wissen wir ganz 
genau, wo die Sorgen und Nöte un-

serer Mitglieder und damit großer 
Teile unserer Gesellschaft liegen. 
Da macht uns so schnell niemand 
etwas vor. In Gesprächen, mit Stel-
lungnahmen und in Anhörungen 
setzen wir uns – gut vernetzt – für 
benachteiligte Menschen  ein. Uns 
trägt dabei das ehrenamtliche En-
gagement unserer Mitglieder, das 
unsere Werte von Solidarität und 
Gerechtigkeit erlebbar macht. Da-
für bündeln wir auch künftig all 
unsere Kraft! 

 Michaela Engelmeier
 SoVD-Vorstandsvorsitzende
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Soziale Aufgaben gemeinsam lösen 
SoVD drängt nach der Wahl auf schnelle Regierungsbildung: Jetzt ist Einigkeit gefragt 

Fortsetzung von Seite 1
Die SoVD-Vorstandsvorsitzen-

de Michaela Engelmeier stellte 
unmittelbar nach der Wahl fest: 
„Die hohe Zustimmung zur AfD 
muss alle demokratischen Kräf-
te alarmieren! Jetzt ist Einigkeit 
gefragt, denn riesige Aufgaben 
liegen vor der noch zu bildenden 
Bundesregierung.“ Die Inhalte 
des Bundestagswahlkampfes 
und auch das Wahlergebnis zeig-
ten, dass die Spaltung unserer 
Gesellschaft weiter voranschrei-
te, so Engelmeier weiter. 

Von einer Finanzreform der 
Pflegeversicherung über die Er-
höhung des Mindestlohns und 
die Stabilisierung des Rentenni-
veaus bis hin zur Bereitstellung 
von ausreichend bezahlbarem 
und dazu barrierefreiem Wohn-
raum: Das sind nur einige der 
bislang ungelösten Aufgaben, die 
auf eine neue Regierung warten. 

Konstruktive Lösungsprozesse 
fielen zuvor dem Hickhack der 
Ampel zum Opfer. Die ist nun 
Geschichte. Keinen weiteren 
Aufschub mehr duldet indessen 
die Bewältigung der komplexen 
Herausforderungen. Denn die 
daraus resultierenden Probleme 
betreffen Millionen Menschen, 
die schon so lange auf Besserung 
hoffen. 

Eins davon ist auch weiterhin 
das deutsche Gesundheitswesen, 
das in vielen Bereichen einer ma-
roden Großbaustelle gleicht. Wie 
schlecht es etwa um die Pflege 
steht, ist nicht erst seit der Coro-
na-Pandemie bekannt. Die Pfle-
gemisere und die Notwendigkeit 
einer großen Reform waren be-
reits ein zentrales Thema vor und 
nach der letzten Bundestagswahl 
im Jahr 2021. Umso erstaunlicher 
ist, dass das Thema, das mehr 
als 15 Millionen – ob als selbst 

Betroffene, Angehörige oder in 
der Branche Beschäftigte – un-
mittelbar betrifft (siehe Interview 
auf Seite 3), im Bundestagswahl-
kampf nur eine untergeordnete 
Rolle spielte. 

Die Probleme sind deshalb 
nicht vom Tisch. Im Gegenteil: 
Zum chroni-
schen Perso-
n a l m a n g e l 
und zur Über-
arbeitung der 
P f l eg e k r ä f -
te kommen 
die drastisch 
gestiegenen 
Eigenanteile 
für Pflegebe-
dürftige. Dass 
die Rahmen-
bedingungen 
in der häusli-
chen Pflege, 
im Rahmen derer mehr als die 
Hälfte der Leistungen für rund 
sechs Millionen Pflegebedürftige 
erbracht werden, desaströs sind, 
ist ebenfalls hinlänglich bekannt. 
Der SoVD hat deshalb in seinen 
zehn Kernforderungen gemahnt, 
das Pflegerisiko solidarisch ab-
zusichern, um dem Pflegenot-
stand zu begegnen. Dazu ist aus 
S o V D - S i c h t 
eine Pflege-
Bürgerversi-
cherung als 
Vollversiche-
rung einzu-
führen, die 
die zur Pflege, 
B e t r e u u n g 
und Teilhabe 
erforderlichen 
Kosten im Ein-
zelfall trägt. 

Der Verband tritt dafür ein, 
dass die Solidargemeinschaft 
die Kosten für ein solch ge-
rechtes und leistungsfähiges 
Pflegesystem übernehmen soll. 
Leistungen der Hilfe zur Pflege 
nach dem SGB XII würden damit 
weitgehend entbehrlich. 

Bis es so weit sein kann, ist 
zwingend eine Begrenzung der 
Eigenanteile erforderlich, um 
viele pflegebedürftige Men-
schen finanziell zu entlasten 
und vor weiter steigenden Pfle-
gekosten zu schützen. Zur bes-
seren Vereinbarkeit von Familie, 
Pflege und Beruf sind angemes-
sene Pflegezeiten mit Entgelter-
satzleistungen für entgangenes 
Arbeitsentgelt analog zum El-
terngeld einzuführen. 

Um eine bedarfsgerechte Ver-
sorgung für alle sicherzustel-
len, fordert der SoVD auch in 
der übrigen Gesundheitsversor-
gung eine solidarische Bürger-
versicherung. Hierzu müsste ein 
einheitliches Versicherungssys-
tem auf der Grundlage der ge-
setzlichen Krankenversicherung 
geschaffen werden, das alle ge-
recht in die Finanzierung einbe-
zieht. Eine Bürgerversicherung 
würde die Finanzierungsbasis 
stärken, die Leistungsfähigkeit 
verbessern und die Krankenver-
sicherung insgesamt zukunfts-
fest machen.

Auch in der nächsten Legisla-
tur wird sich der SoVD darüber 
hinaus für eine Stabilisierung 
des Rentenniveaus bei 48 Pro-
zent einsetzen. Denn nach wie 
vor gibt es viel zu viele Men-
schen, die trotz jahrzehntelanger 
Erwerbstätigkeit und Pflege von 
Angehörigen oder der Erziehung 
von Kindern eine zu niedrige 

gesetzliche Rente erhalten. Per-
spektivisch muss das Rentenni-
veau auf 53 Prozent angehoben 
werden, um allen Rentner*innen 
– den aktuellen und den zukünf-
tigen – eine anständige Rente zu 
garantieren. Mit ihrer Umlagefi-
nanzierung und ihrem umfang-
reichen Leistungsspektrum hält 
der SoVD die gesetzliche Rente 
auch weiterhin für ein gutes Sys-
tem, das es zu stärken und zu ver-
bessern gilt. 

Altersarmut muss die Politik  
durch vielfältige Leistungsver-
besserungen bekämpfen. Dazu 
gehören ein verbesserter Aufbau 

von Renten-
ansprüchen 
in der Er-
werbsphase, 
i n s b e s o n -
dere durch 
gute Löhne 
–Stichwort: 
höherer Min-
destlohn –, 
ausreichende 
Rentenver-
sicherungs-
beiträge bei 
A r b e i t s l o -
sigkeit, Kin-

dererziehung und Pflege sowie 
bessere Leistungen in der Ren-
tenbezugsphase.  

Armut in allen Lebensphasen 
ist ohnehin für den SoVD ein 
sehr wichtiges Thema. Denn 
sie betrifft auch die Jüngsten in 
der Gesellschaft und mindert 
von Lebensbeginn an Chancen-
gleichheit und Teilhabe. Armut 

ist somit 
weichenstel-
lend; jedes 
fünfte Kind in 
Deutschland 
ist davon be-
troffen. 

Der SoVD 
ist überzeugt, 
dass eine 
echte Kin-
dergrundsi-
cherung hilft, 

die Armut von Kindern und Ju-
gendlichen zu bekämpfen.  

Um die vielen Herausforde-
rungen zu lösen, zu denen des 
Weiteren die Wohnungsnot, un-
zureichend umgesetzte Inklu-

sion und Barrierefreiheit sowie 
mangelnde Steuergerechtigkeit 
gehören, bedarf es jetzt kluger 
Entscheidungen und konstruk-
tiver Kompromisse. Spätestens 
30 Tage nach der Wahl muss der 
neue Bundestag zusammentre-
ten – also bis zum 25. März. Die 
Entscheidung über die künftige 
Regierung wird erst Wochen da-
nach fallen. Bis dahin bleibt die 
bisherige Regierung geschäfts-
führend im Amt.

Der SoVD, der den Prozess auf-
merksam begleiten wird, fordert 
zur Lösung der Mammutaufga-
ben baldmöglichst einen Sozial-
gipfel der Politik mit den Profis 
der Sozialverbände.

 Veronica Sina 

„Wohnen ist kein Luxus, sondern 
ein Menschenrecht. Deshalb er-
wartet der SoVD von der neuen 
Regierung eine wirksame Begren-
zung der Mietpreissteigerungen. 
Außerdem brauchen wir mehr 
sozialen Wohnungsbau und einen 
größeren Bestand an öffentlichen 
Wohnungen.“  
 Quentin Mönnich, 
 SoVD-Referent

„Noch immer ist jedes fünfte Kind 
in Deutschland von Armut betrof-
fen. An dieser traurigen Tatsache 
kommt keine Partei vorbei, die 
künftig mitbestimmt. Um Armut er-
folgreich zu bekämpfen und Chan-
cengleichheit zu fördern, brauchen 
wir eine echte Kindergrundsiche-
rung.“
 
 Dr. Simone Real, 
 Stellvertretende Abteilungsleiterin

„Jede*r muss gleichen Zu-
gang zu einer bedarfsge-
rechten und hochwertigen 
Versorgung haben. Dafür 
sind alle Bürger*innen 
an der Finanzierung der 
Kranken- und Pflegever-
sicherung zu beteiligen. 
Dann klappt es auch mit 
einer Pflegevollversiche-
rung.“

 Florian Schönberg,
 SoVD-Referent

„Inklusion und Teilhabe 
funktionieren nur durch 
eine umfassende Barriere-
freiheit. Die künftig regie-
renden Parteien müssen 
hier die Privatwirtschaft 
in die Pflicht nehmen. Mit 
Blick auf unsere älter wer-
dende Gesellschaft sollten 
etwa öffentlicher Verkehr, 
Gebäude, Internetportale 
oder auch Arbeitsstätten 
konsequent barrierefrei 
umgestaltet werden.“

 Anieke Fimmen,
 SoVD-Referentin

„Nur noch bis zum Ende 
dieses Jahres gilt die 
Garantie eines Renten-
niveaus von 48 Prozent. 
Diese Haltelinie muss die 
neue Koalition als eine 
der ersten Maßnahmen 
stabilisieren und perspek-
tivisch auf 53 Prozent 
anheben. Nur so erhalten 
alle Rentner*innen eine 
anständige Rente.“

 Henriette Wunderlich, 
 SoVD-Referentin

Michaela Engelmeier schlägt zur Lösung der Mammutaufgaben 
einen baldmöglichsten Sozialgipfel unter Einbindung der Sozial-
verbände vor.

Foto: Laurin Schmid

Interview / Statements SoVD-Referent*innen: Joachim Schöne
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„Reform ist auch eine Frage der Gerechtigkeit“
Was wäre, wenn man die soziale Pflegeversicherung zu einer Vollversicherung in Form einer Bürgerversicherung umbaute? Mit dieser 

Frage beschäftigte sich Prof. Dr. Heinz Rothgang von der Universität Bremen. In einem Gutachten untersuchte er die  Auswirkungen einer 
derart grundlegenden Reform und kam zu dem Ergebnis, dass es wohl um einiges gerechter zuginge. Denn deutlich mehr bezahlen müssten 
trotz der Übernahme aller pflegebedingten Kosten nur die oberen zehn Prozent der Einkommenspyramide.

Gesundheitsökonom Heinz Rothgang spricht sich für Einführung einer Pflegebürgervollversicherung aus

Hohe Eigenanteile, so Heinz 
Rothgang, wären mit einer Voll-
versicherung kein Thema mehr.

Foto: Harald Rehling / Uni Bremen

Ein ausführliches Interview 
mit Prof. Dr. Heinz Rothgang so-
wie die Studie zu den Effekten 
einer Pflegebürgervollversi-
cherung finden Sie online un-
ter: www.sovd.de/sozialpolitik/
pflege 

Oder Sie scannen einfach den 
abgebildeten QR-Code.

Info

Versicherten zu immer höheren 
Beitragssätzen führe; anderer-
seits könnten Pflegebedürftige 
die ungebremst steigenden Ei-
genanteile kaum noch bewälti-
gen. Es fehle schlicht und ergrei-
fend an Geld. 

Dieses müsste aus Sicht des 
SoVD vom Bund kommen. Denn 
der, kritisiert die  Vorstandsvor-
sitzende Michaela Engelmeier, 
habe während der Corona-
Pandemie Beitragsmittel der 

Pf legekassen 
zweckentfrem-
det. Die Rede ist 
von rund sechs 
Milliarden Euro. 

Mit dem Geld der Versicherten 
finanzierte die Bundesregierung 
damals Tests in Pflegeeinrich-
tungen und Bonuszahlungen an 
Pflegekräfte. Eine Rückzahlung 
oder auch die eigentlich not-
wendige Bereitstellung zusätz-
licher Steuermittel hatte die 
zuletzt regierende Ampel-Koa-
lition jedoch stets mit Verweis 
auf die Einhaltung der Schul-
denbremse abgelehnt. 

Doch damit 
nicht genug. 
Zur Sanierung 
des Haushal-
tes strich die 
Bundesregierung ab 2024 den 
bisherigen Bundeszuschuss zur 
sozialen Pflegeversicherung in 
Höhe von einer Milliarde Euro. 
Stattdessen erhöhte sie ein ums 
andere Mal die Beitragssätze. 
Doch mit Blick auf die ohnehin 
schon hohe Abgabenlast scheint 
auch hier nun das Ende der Fah-
nenstange erreicht. 

Natürlich gäbe es durchaus 
noch andere Wege zur Beschaf-
fung oder Umverteilung von 
Geld. Denkbar wären ein Fi-
nanzausgleich mit Mitteln der 
privaten Pflegeversicherung, 
eine Erhöhung der Beitragsbe-
messungsgrenze oder auch die 
Einbeziehung anderer Einkom-
mensarten. Mit diesen Maßnah-
men würde man allerdings vor 
allem einkommensstarke Grup-
pen ins Visier nehmen und so-
mit auf den Widerstand sehr gut 
organisierter Interessengrup-
pen stoßen. Steckt die soziale 
Pflegeversicherung also in ei-
ner Sackgasse fest?

Nein, sagt Professor Heinz 
Rothgang. Im Auftrag des Bünd-
nisses für eine solidarische Pfle-
gevollversicherung, dem auch 
der SoVD angehört, erstellte er 
kürzlich ein Gutachten, in dem 
er Auswege aus der Misere auf-
zeigt. Rothgang untersuchte, 
welche Effekte eine Vollversi-

cherung hätte, die für alle pfle-
gebedingten Kosten aufkommt. 
In Kombination mit einer Bür-
gerversicherung ließe sich die 
zu schulternde Last dabei auf 
die gesamte Bevölkerung ver-
teilen. Vor allem 
aber wäre damit 
die für knapp 
sechs Millionen 
Menschen größ-
te Sorge vom Tisch. Denn mit 
einer solchen Pflegebürgervoll-
versicherung hätte sich das The-
ma „hohe Eigenanteile“ erledigt.

Überzeugt von dieser Idee 
zeigt sich daher auch Michaela 
Engelmeier. Sie warnte zuletzt 
eindringlich vor Pflege-Eigen-
anteilen, die bereits jetzt mehr 
als doppelt so hoch seien wie 
eine durchschnittliche Rente. 
Engelmeier zeigte sich zudem 
besorgt, dass Pflegebedürftige 
allein aus Kostengründen auf 
eigentlich benötigte Leistungen 
verzichten könnten. Anders als 
die SoVD-Vorständin will Roth-
gang dennoch nicht von einem 
Konstruktionsfehler der sozia-

len Pflegever-
sicherung spre-
chen. Denn bei 
deren Einfüh-
rung, erinnert 

der Wissenschaftler, bestand 
die Teilleistung der allermeis-
ten Pflegebedürftigen allein in 
der Übernahme der Kosten für 
Unterkunft und Verpflegung. Die 
pflegebedingten Kosten selbst 
gingen damals bei fast allen 
Pflegebedürftigen noch kom-
plett zulasten der Pflegekasse, 
während die Investitionskosten 
von Beginn an eigentlich die 
Länder übernehmen sollten. 
Weil diese Aufgaben-
verteilung je-
doch nicht 

als gesetzliche Verpflichtung 
formuliert wurde, gelang es den 
Bundesländern, sich aus der Ver-
antwortung zu stehlen. Erfolg-
reich wälzten sie die eigentlich 
in ihrer Verantwortung liegen-

den Ausgaben 
für Investitionen 
oder Instandhal-
tungen von Ein-
richtungen auf 

die Pflegebedürftigen ab.
Geplant war das ursprünglich 

ganz anders. Schließlich verfolg-
te die Schaffung der sozialen 
Pflegeversicherung eine klare 
Absicht: Man wollte Menschen, 
die ihr Leben lang gearbeitet 
hatten und im Alter auf Pflege 
angewiesen waren, den Gang 
zum Sozialamt ersparen. Was 
anfänglich noch gut funktionier-
te, musste mit der Zeit jedoch 
unweigerlich an Wirkkraft ver-
lieren – aus einem einleuchten-
den Grund. Denn die Leistungen 
der Pflegeversicherung blieben 
über lange Zeit hinweg unver-
ändert. Lediglich die Währung 
der gesetzlich festgeschriebe-
nen Beträge wechselte von „D-
Mark“ zu „Euro“. Eine Erhöhung 
für die damals geltenden Pfle-
gestufen I und II gab es erst im 
Jahr 2015, also zwanzig Jahre, 
nachdem das Sozialgesetzbuch 
(SGB) XI in Kraft getreten war. 
In den vergangenen zwei Jahr-
zehnten waren 
die pflegebe-
dingten Kosten 
vor allem durch 
die bessere Ent-
lohnung von Pflegekräften aber 
natürlich massiv gestiegen. Die 
Schere zwischen Versicherungs-
leistung und Eigenanteil ging 
unweigerlich immer weiter aus-

einander.
Für Heinz Roth-
gang ist der 

Vorschlag ei-
ner Vollver-

sicherung 
d a h e r 

eigentlich eine Rückbesinnung 
auf das, was bei Einführung der 
sozialen Pflegeversicherung 
galt. Er bezeichnet es als bemer-
kenswert, dass die Pflegevoll-
versicherung inzwischen nicht 
allein bei Sozialverbänden und 
Gewerkschaften Anklang findet. 
Deren Einführung hätten zuletzt 
sogar namhafte Politiker*innen 
aus verschiedenen Bundeslän-
dern gefordert. Dort, so Roth-
gangs Erklärung, mache man 
sich Sorgen, weil die steigenden 
Eigenanteile Pflegebedürftige 
zunehmend überforderten. In 
letzter Konsequenz nämlich kä-
men die Betroffenen nicht um-
hin, Leistungen der Sozialhilfe 
in Anspruch zu nehmen. Und 
für diese Kosten müssten dann 
eben doch die Länder aufkom-

men.
Egal, von wel-

cher Seite man 
es betrachtet, 
an einer grund-

legenden Reform der sozialen 
Pflegeversicherung führt kein 
Weg vorbei. Heinz Rothgang hält 
das nicht zuletzt auch aus Grün-
den der Gerechtigkeit für gebo-
ten. Denn verglichen mit den 
sehr viel einkommensstärkeren 
privat Versicherten, zahle jede 
Person in der Sozialversicherung 
schon heute fast doppelt so viel 
– bei gleichem Leistungsrecht. 
Rothgang ist deshalb überzeugt, 
dass eine Pflegebürgervollversi-
cherung die Umverteilung in die 
richtige Richtung stärken würde. 
Das sei dann aber letztlich eine 
rein machtpolitische Frage.

 Joachim Schöne

Alles wird teurer. Diese Fest-
stellung ist ebenso banal wie 
zutreffend. Menschen, die pfle-
gebedürftig sind, und auch deren 
Angehörige trifft diese Wahrheit 
jedoch besonders hart. Denn 
Pflege geht in Deutschland 
längst mit einem wachsenden 
Armutsrisiko einher. Während 
der von den Betroffenen zu zah-
lende Eigenanteil seit Jahren 
steigt, gerät auch die Finanzie-
rung der sozialen Pflegeversi-
cherung selbst 
in eine immer 
größere Schief-
lage. Die Partei-
en streiten der-
weil über das Ausmaß der Krise 
und schieben die Verantwortung 
dafür dem politischen Gegner 
zu. Das zuständige Ministerium 
erklärt, man habe den Ernst der 
Lage erkannt. Jetzt brauche es 
tiefgreifende und nachhaltige 
Reformen. Ein Konzept hierfür 
lässt allerdings auf sich warten. 
Zum Ende der Legislatur dann 
fällt das weiterhin ungelöste 
Problem der nächsten Bundes-
regierung als ungeliebtes Erbe 
zu. Der Streit und die Schuldzu-
weisungen beginnen von Neu-
em. Warum ist das so?

Es gibt leider keine für alle 
Seiten attraktive Lösung, sagt 
Heinz Rothgang, Professor für 
Gesundheitsökonomie an der 
Universität Bremen. Deshalb 
ducke sich die Politik weg. Der 
Wissenschaftler beschäftigt sich 
bereits seit den 1990er-Jahren 
mit der damals gerade neu ein-
geführten Pflegeversicherung. 
Diese, so Rothgang, habe mitt-
lerweile ein doppeltes Finanz-
problem: Einerseits liefen ihr die 
Kosten davon, was auf Seite der 

Es gibt keine attraktive 
Lösung – die Politik 

duckt sich weg

Reform wäre eine 
Umverteilung in die 
richtige Richtung

Pflege geht 
mit einem 

Armutsrisiko einher

Die Bundesländer 
stehlen sich seit Jahren 
aus der Verantwortung

Fotos: 
Klaus Eppele, 
New Africa / Adobe 
Stock; Montage: SoVD

Auch ohne Glaskugel steht fest, dass ein 
„Weiter so!“ in der Pflege nicht funktioniert.
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Martin Rosemann (SPD), Spre-
cher der SPD-Bundestagsfrakti-
on für Arbeit und Soziales. 

Dr. Tanja Machalet (SPD): „Es 
wird leider viel zu wenig über 
das geredet, was die Menschen 
eigentlich brauchen: eine stabi-
le Gesundheitsversorgung und 
eine stabile Rente.“

Dagmar Schmidt (SPD): „Auch 
wir wollen den Weg gehen in ei-
ne Pflegevollversicherung, damit 
Pflege nicht arm macht. Wir set-
zen uns auch ein für gute Arbeit 
in dem Bereich, der oft prekär ist.“

Jens Beeck (FDP): „Wir haben ei-
ne Tradition, dass wir den Sozial-
staat im Wesentlichen über den 
Faktor Arbeit finanzieren. Wir 
müssen auch über andere Ein-
kommensmöglichkeiten reden.“

Kathrin Vogler (Die Linke): „Um 
mehr Menschen für den schö-
nen, aber anstrengenden Pfle-
geberuf zu begeistern, ist die 
Ausbildung zu bezahlen und 
die Regelarbeitszeit zu senken.“

Michaela Engelmeier ist in der 
Politik bestens vernetzt. 

Jens Peick (SPD): „Wir brauchen 
ganz dringend Investitionen in 
unsere Wirtschaft, sonst wer-
den wir auch auf den internati-
onalen Märkten nicht bestehen 
können.“ 

Michael Thews (SPD): „Es ist 
wichtig, dass wir als demokrati-
sche Parteien unsere Werte ver-
teidigen und mit Rechtsradikalen 
und Menschenfeinden keine ge-
meinsame Sache machen.“ 

Dr. Daniela de Ridder (SPD): „Viele 
Frauen sind unfreiwillig in Teil-
zeitbeschäftigungsverhältnissen 
– sie würden gerne mehr arbei-
ten – auch weil mehr Verdienst zu 
mehr Rente führt.“ 

Matthias W. Birkwald (Die Linke): 
„Dieses Land soll und muss sozi-
aler werden. Die Forderungen des 
SoVD für die Rente und für Men-
schen in Erwerbsminderungsren-
te unterstütze ich sehr.“

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn 
(Die Grünen) ist in der ablaufen-
den Legislatur Obmann im Aus-
schuss für Arbeit und Soziales.

Frank Bsirske (Die Grünen): „Wir 
wollen uns einmischen bei der 
Zukunftsgestaltung. (...) Bei einer 
Orientierung an 60 Prozent des 
Einkommenmedians wäre der 
Mindestlohn armutsfest.“

Ricarda Lang (Die Grünen): „Die 
nächste Regierung muss eine Re-
form der Schuldenbremse auf den 
Weg bringen, die auch im Bereich 
frühkindlicher Bildung mehr In-
vestitionen ermöglicht.“ 

alle Fotos: Laurin SchmidV. li.: SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier, Schirmherr 
Michael Thews (MdB, SPD) , SoVD-Bundeskonferenz-Vorsitzender 
Bruno Hartwig und SoVD-Vorständin Sandra Fehlberg. 

Vorne v. li.: Bruno Hartwig, Peter-M. Zernechel, der die Veranstal-
tung moderierte, und Fabian Müller-Zetzsche. 

Fabian Müller-Zetzsche (vorne li.) und Dr. Simone Real (Mi.) stell-
ten den Teilnehmenden die Kernforderungen erneut vor. Außerdem 
im Bild (hinten v. li.): Reinhard Meyer, Klaus Wicher, Norbert Weber, 
Thorsten Greiner und (vorne re.) Veronica Sina. 

„Sprechen mit einer Stimme“ Soziale Themen in den Blick nehmen!
Am 30. Januar hielt eines der höchsten ehrenamtlichen Gremien im SoVD, die Bundeskonferenz, eine 

Sitzung im Deutschen Bundestag ab. Titel der bestens besuchten Veranstaltung: „Wahl Spezial“. Im ersten 
Teil wurden die zur Bund-Länder-Konferenz entwickelten Kernforderungen und der „Sozial-Check“ des 
SoVD vorgestellt. Im zweiten Teil ging es in den Austausch mit den Bundestagsabgeordneten.

Der intensive und konstruktive Austausch mit Politiker*innen verschiedener Bundestagsfraktionen bildete den zweiten Teil von „Wahl 
Spezial“ . Soziale Themen, die auch für viele SoVD-Mitglieder von großem Belang sind, standen dabei im Fokus. Die Vertreter*innen der 
SoVD-Bundeskonferenz stellten kritische Fragen zu den jeweiligen parteipolitischen Positionen– etwa zur Verteilungsgerechtigkeit und 
Armut, zum Mindestlohn, zu Teilhabe und Inklusion, zum Pflegenotstand, zur Gleichstellung und Bildung wie auch zur Wohnungsmisere. 

Bruno Hartwig, Vorsitzender 
der SoVD-Bundeskonferenz, be-
grüßte die Teilnehmenden aus 
Haupt- und Ehrenamt, die bei-
den Vorständinnen Michaela En-
gelmeier und Sandra Fehlberg 
und dankte explizit Schirmherr 
Michael Thews (MdB, SPD), der 
„die Tür zum Haus geöffnet“ habe. 
„Es ist heute eine besondere Sit-
zung“, so Hartwig. „Wir werden 
uns ausschließlich mit den Kern-
forderungen des SoVD zur Bun-
destagswahl beschäftigen und 
hierzu mit den Abgeordneten in 
den kritischen Austausch gehen.“

Thews, Ehemann von Michae-
la Engelmeier und selbst SoVD-
Mitglied, betonte seinen starken 
Bezug zum Verband: „Als Mit-
glied des Deutschen Bundestags 
mache ich seit 2013 Sprechstun-
den. Die Bürgerinnen und Bürger 
kommen mit ihren Sorgen und  
Nöten zu mir. Sie erzählen mir 
über den Streit mit Versicherun-
gen, etwa mit der Rentenversi-
cherung oder mit der Kranken-

Den inhaltlichen Auftakt mach-
te Bruno Hartwig: „Wir sind hier, 
weil wir als SoVD Kernforderun-
gen erarbeitet haben und diese 
gerne mit den Bundestagsmit-
gliedern diskutieren würden.“ 
Hartwig unterstrich, dass viele 
Mitglieder derzeit den Eindruck 
hätten, dass gerade sozialpoliti-
sche Kernthemen zu kurz kämen. 

Auch Michaela Engelmeier be-
grüßte die Bundestagsabgeord-
neten (MdB) und dankte für ihr 
zahlreiches Erscheinen. Nament-
lich folgten der Einladung – ne-
ben Schirmherr Michael Thews 
(SPD) – die Politiker*innen: Dr. Da-
niela de Ridder (SPD), Axel Eche-
verria (SPD), Jens Beeck (FDP), Ka-
thrin Vogler (Die Linke), Matthias 
W. Birkwald (Die Linke), Dr. Tanja 
Machalet (SPD), Dagmar Schmidt 
(SPD), Jens Peick (SPD), Angela 
Hohmann (SPD), Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn (Die Grünen), 
Ricarda Lang (Die Grünen), Frank 
Bsirske (Die Grünen) und Martin 
Rosemann (SPD). „Dass Sie oder 

versicherung. Und ich empfehle 
natürlich den SoVD: Ich finde 
es wichtig, dass die Menschen 
durch eure Arbeit einen starken 
Partner haben, in einer Phase, wo 
sie vielleicht selber gar nicht so 
stark sein können.“

Michaela Engelmeier führte 
aus: „Leider bedeutete das Am-

ihr alle gekommen sind, um mit 
uns zu diskutieren, ist ganz schön 
großartig“, sagte die Vorstands-
vorsitzende. „Die Neuwahlen zum 
21. Deutschen Bundestag gehen 
auch uns an. Wir sind als SoVD 
die Stimme für die Menschen, die 
in unserer Gesellschaft nicht aus-
reichend Gehör finden. Das sind 

pel-Ende auch das Aus für große 
sozialpolitische Vorhaben, die 
uns als SoVD so wichtig sind: kei-
ne Finanzreform der Pflegeversi-
cherung, keine Stabilisierung des 
Rentenniveaus, keine Verbesse-
rung der Barrierefreiheit, keine 
Kindergrundsicherung. Mit dem 
Sozial-Check schauen wir, was 
die Parteien in ihren Wahlpro-
grammen zu unseren Kernthe-
men sagen, und machen einmal 
mehr deutlich, warum es für uns 
als Kriegsopferverband keine Ge-
spräche mit der AfD geben kann.“ 

In der Bundeskonferenz reprä-
sentierten Vertreter*innen aus 
allen Landesverbänden „unsere 
Ziele und Werte, unsere Mitglie-
der und die Verbandsbasis“, so 
die Vorstandsvorsitzende weiter. 
„Wir sprechen mit einer Stimme!“ 

Fabian Müller-Zetzsche, Abtei-
lungsleiter Sozialpolitik, und Dr. 
Simone Real als Stellvertreterin 
präsentierten sodann die SoVD-
Kernforderungen.  Download: 
 www.sovd.de/bundestagswahl

Millionen von arbeitenden Men-
schen, bei denen das Geld knapp 
ist. Das sind Rentnerinnen und 
Rentner, die ein Leben lang gear-
beitet haben und jetzt nicht über 
die Runden kommen. Das sind 
Menschen, die keine Arbeit finden 
oder nicht arbeiten können, weil 
sie krank oder behindert sind.“ En-

SoVD-Bundeskonferenz mit ihren Kernforderungen im Bundestag Klare Fragen an die Bundestagsabgeordneten – Lob für den SoVD als kritische Stimme

gelmeier betonte zudem erneut, 
dass der SoVD sich nicht an einer 
Normalisierung der AfD als kon-
servative Fraktion im Deutschen 
Bundestag beteiligen werde.

Anerkennung für die Initiative 
des SoVD kam nicht nur aus dem 
Parlament, sondern auch seitens 
der Verwaltung. Thomas Kaulisch, 
Abteilungsleiter Sozialversiche-
rung im Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales, lobte den 
SoVD als einen Impulsgeber für 
die politische Debatte. Kaulisch 
sagte, es werde deutlich, dass 
die Teilnehmer*innen der Bun-
deskonferenz aus der Praxis he-
raus berichteten. „Der SoVD ist 
eine wichtige gesellschaftliche 
Organisation, wenn es um die 
Gestaltung und die Zukunft des 
Sozialstaates geht“, gab auch Ex-
ver.di-Vorstand Frank Bsirske die 
Stimmung im Saal wieder. Nach 
fast zweistündigem Austausch 
endete die Konferenz; der Ge-
sprächsstoff reichte indes für 
weitere Stunden.  Veronica Sina

Bruno Hartwig, hier mit Ricarda Lang (Bündnis 90 / Grüne), forderte: 
„Soziale Themen müssen wieder mehr in den Mittelpunkt rücken!“

Haupt- und Ehrenamt bei der SoVD-Bundeskonferenz „Wahl Spe-
zial“ im Deutschen Bundestag.
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Für mehr Patientensicherheit

Suchtprobleme nehmen zu

In dem Webportal „Mehr Patientensicherheit“ können Versicherte sowohl über kritische als auch über 
positive Erlebnisse berichten. Expert*innen werten diese Erfahrungen dann aus, um in der Folge aus 
Schwachstellen zu lernen oder über vorbildliche Abläufe im Gesundheitssystem zu informieren. Ein 
solches Berichts- und Lernsystem heißt in der Fachsprache CIRS (Critical Incident Reporting System).

Alkohol, Tabak, Kokain oder synthetische Drogen – jeder zehnte Mensch in Deutschland habe ein 
Suchtproblem. Davor warnte jetzt die Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen (DHS). Drogenpolitik und 
Gesundheitswesen stünden vor großen Herausforderungen. Dennoch müssten viele Beratungsstellen 
angesichts fehlender Mittel Leistungen zurückfahren oder ganz schließen.

Inwischen haben weit mehr 
als 1.500 Menschen über ihre 
Erlebnisse berichtet. Zu den 
negativen Schilderungen ge-
hören verspätete Diagnosen, 
Verwechslungen bei der Gabe 
von Medikamenten oder auch 
Schnittstellenprobleme bei der 
Entlassung aus dem Kranken-
haus. Positive Berichte dagegen 
behandeln unter anderem den 
Therapieerfolg durch Einholen 
einer Zweitmeinung sowie all-
gemein Beispiele einer gelun-
genen Kommunikation mit den 
behandelnden Ärzt*innen.

Hinter dem seit einem Jahr 
zugänglichen Portal steht der 
Verband der Ersatzkassen (vdek). 
Dessen Vorstandsvorsitzende 
Ulrike Elsner sagte, man erhof-
fe sich wertvolle Impulse durch 
die systematische Einbeziehung 
der Versichertenperspektive. 
Schließlich, so Elsner, seien die 
Patient*innen die einzigen, die 
den Behandlungsprozess durch-
gängig mitbekämen.

Unterstützung erhält das Por-
tal auch von dem Patientenbe-
auftragten der Bundesregierung, 

Die Dachorganisation der 
deutschen Suchthilfe und 
Sucht-Selbsthilfe äußerte ihr 
Unverständnis darüber, dass 
Hilfen gekürzt würden, obwohl 
es immer mehr Probleme im Zu-
sammenhang mit Drogen gebe.  
Vor der Bundestagswahl veröf-
fentlichte der Zusammenschluss 
verschiedener Verbände daher 
gemeinsam mit der Bundespsy-
chotherapeutenkammer zentra-
le Forderungen in einem Positi-
onspapier. Darin heißt es, jede*r 
Zehnte habe ein Suchtproblem, 
weitaus mehr Menschen jedoch 
konsumierten Alkohol, Tabak 
und andere Suchtmittel in ge-
sundheitsschädlicher Weise – 
auch wenn keine Abhängigkeit 
vorliege.

Die Deutsche Hauptstelle für 
Suchtfragen (DHS) wies zudem 
auf ein weiteres Problem hin. 
Von einer Sucht sei demnach 
ein großer Teil der Bevölkerung 
als Verwandte, Freund*innen 
oder auch Kolleg*innen mitbe-
troffen.

Stefan Schwartze, MdB (SPD). 
Dieser bezeichnete das CIRS als 
einen wichtigen Baustein für-
mehr Orientierung. Schwartze 
sagte, die Initiative der Ersatz-
kassen bringe das Thema ins öf-
fentliche Bewusstsein und helfe 
dabei, vermeidbare Schäden zu 
identifizieren und Maßnahmen 
für eine erhöhte Patientensi-
cherheit zu ergreifen.

Darüber hinaus belaste der 
Konsum von Rauschmitteln 
die Volkswirtschaft mit einer 
dreistelligen Milliardensumme. 
Die Zahl der Drogentoten, so 
die DHS, lag zuletzt auf einem 
Höchststand, auch Fälle von 
Handelsdelikten mit Kokain 
nähmen zu. 

Weitere Informationen, wert-
volle Tipps sowie bereits vor-
handene Berichte finden Ver-
sicherte online unter: www.
mehr-patientensicherheit.de. 
Dort besteht auch die Möglich-
keit, individuelle Erfahrungen 
aus der Versorgung anonym 
einzugeben, um andere auf 
diesem Weg daran teilhaben zu 
lassen. jos

Vor diesem Hintergrund 
bräuchte es nach Überzeugung 
der Suchthilfe dringend mehr 
Beratung und Unterstützung 
von Suchtkranken. Die DHS for-
dert daher von der künftigen 
Bundesregierung, entsprechen-
de Leistungen verlässlich abzu-
sichern.  jos / DHS

Onlineportal sammelt Erfahrungen aus allen Bereichen des Gesundheitswesens

Verbände kritisieren Kürzung von Mitteln für Hilfe- und Beratungsstellen

Über ein Berichtssystem können Patient*innen ihre im Rahmen der 
Behandlung gemachten Erfahrungen online mit anderen teilen.

Alkohol gehört für viele ganz selbstverständlich zu ihrem Alltag. 
Kinder und Jugendliche nehmen sich daran ein schlechtes Beispiel.

Foto: FotoArtist / Adobe Stock

Foto: patrickjohn71 / Adobe Stock

Protest (hier 2024) bleibt nötig: Frauen verdienen im Schnitt weniger.
Foto: Wolfgang Borrs

Foto: SoVD

Der SoVD gratulierte dem Sozialverband VdK herzlich zum 
75-jährigen Bestehen. Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier 
besuchte Ende Januar in Berlin die Jubiläumsfeier unter dem Motto 
„Sozial in die Zukunft“. Zu Gast waren auch viele Politiker*innen; 
der amtierende Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) hielt eine Rede.

SoVD und VdK gingen beide aus dem Reichsbund der Kriegsbe-
schädigten und Kriegsteilnehmer hervor, der sich unter den Nazis 
auflösen musste. Nach dem Krieg als zwei Organisationen neu ge-
gründet, arbeiten sie bis heute oft eng zusammen – für ihre gemein-
samen Ziele: soziale Gerechtigkeit und eine solidarische Gesellschaft.

SoVD im Gespräch

V. li.: SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier, VdK-Prä-
sidentin Verena Bentele und ver.di-Vorsitzender Frank Werneke.  
Regen Austausch gab es bei der Feier auch mit vielen anderen Gäs-
ten, etwa mit Markus Hofmann, Abteilungsleiter Sozialpolitik beim 
DGB, oder Cansel Kiziltepe (SPD), Berliner Senatorin für Arbeit, So-
ziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung.

Jubiläum: 75 Jahre VdK

Der Tag markiert, bis wann Frauen weiterarbeiten müssen, um 
aufs durchschnittliche Vorjahresgehalt der Männer zu kommen. 
Das errechnet sich aus der Lohnlücke zwischen den Geschlechtern. 
Nach vier Jahren Stillstand schrumpfte sie 2024 laut Statistischem 
Bundesamt endlich: von 18 auf 16 Prozent, so stark wie nie seit 
Erfassung. 

Damit kommt die faire Bezahlung trotzdem nur langsam voran. 
Der SoVD fordert gleichen Lohn für gleiche und gleichwertige Ar-
beit! Dazu veröffentlicht er unter anderem ein Themenvideo. ele

16 Prozent Lohnlücke
Equal Pay Day (Tag der Entgeltgleichheit) am 7. März

März ist Gleichstellungsmonat: Am 8. März ist Weltfrauentag. Der 
Equal Care Day am 1. März kritisiert, dass unbezahlte Sorgearbeit 
zwischen den Geschlechtern unfair verteilt ist. Und das wirkt auch 
auf die Erwerbsarbeit – Thema des Equal Pay Day (EPD), diesmal am 
7. März. Hierbei haben die Frauen in Deutschland etwas aufgeholt.
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Dabei sind es gerade die Bun-
desländer, die nun stark gefor-
dert sind: Sie müssen ihre Hilfe-
strukturen ausbauen. Nach dem 
Beschluss im Bundestag am 31. 
Januar war darum die Länder-
kammer mit ihrer Sitzung am 
14. Februar die letzte Hürde. 

Der SoVD drängte lange auf 
ein Gewalthilfegesetz, nahm 
fachlich Stellung und appellier-
te bis zuletzt an die Politik, klare 
Haltung zu zeigen. Mit 26 ande-
ren Organisationen unterzeich-
nete er etwa einen offenen Brief 
an die Ministerpräsident*innen 
und die Ländervertretungen 
beim Bund, im Bundesrat zuzu-
stimmen – und Leben zu retten. 

Den Beschluss wertet auch der 
Deutsche Frauenrat als Meilen-
stein sowie als Verdienst frauen-
politischer Organisationen. 

In Kraft tritt das Gesetz erst 
2032. So haben Länder und Kommunen Zeit, ihre Hilfesysteme an-
zupassen. Noch mehr verzögern darf es sich nicht, betont der SoVD.

Gewaltbetroffenen Frauen und Kindern gibt das Gewalthilfege-
setz einen Rechtsanspruch auf Unterstützung. Kommen sie in einer 
Schutzeinrichtung unter, zahlen sie die Kosten nicht mehr selbst. 
Dort soll es künftig auch genug Plätze geben; bundesweit fehlen 
über 13.000. Der Anspruch gilt aber nicht für einen Frauenhausplatz, 
sondern generell für Hilfe. In die Finanzierung der Frauenhäuser und 
Beratungsstellen steigt der Bund ein: mit 2,7 Milliarden Euro von 
2027 bis 2036, wobei es im Bundesrat Kritik an der Begrenzung gab.

Jede dritte Frau im Land wird Opfer physischer oder sexualisierter 
Gewalt. Alle drei Minuten erlebt eine Frau oder ein Mädchen Gewalt 
zu Hause. Täglich gibt es über 140 Sexualstraftaten; fast täglich einen 
Femizid. Für mehr Schutz sei das Gesetz ein „historischer Moment“, so 
Noch-Bundesfamilienministerin Lisa Paus (Bündnis 90 / Die Grünen). 
Es löst den alten Koalitionsvertrag ein – und die Istanbul-Konvention 
des Europarates. Die Umsetzung wird der SoVD begleiten.  ele

Gewalthilfegesetz kommt
Schutzanspruch: starke Frauenhäuser und Beratung

Für die Frauenrechte gibt es aus SoVD-Sicht einen Riesenerfolg: 
Frauen und ihre Kinder brauchen mehr Schutz vor geschlechtsspe-
zifischer und häuslicher Gewalt. Wie, darüber stritten Parteien und 
Gesellschaft lange. Jetzt kommt das Gewalthilfegesetz doch noch! 
Kurz vor der Neuwahl einigten sich Union, SPD und Grüne – die 
letzte Fassung kam durch den Bundestag und auch den Bundesrat. 

Freute sich am Bundesrat über 
mehr Frauenrechte: Heike Roß-
Ritterbusch vom SoVD Berlin-
Brandenburg und Fachausschuss 
„Gewalt gegen Frauen beenden“ 
des Deutschen Frauenrates.

Foto: SoVD

Die Mutterschutzfrist beginnt sechs Wochen vor Geburtstermin 
und endet in der Regel acht Wochen nach Entbindung. Bei einer 
Fehlgeburt griff das bisher nur, wenn sie ab der 24. Schwanger-
schaftswoche (SSW) passierte; was in der Medizin keine Fehl-, 
sondern eine Totgeburt ist. Eine Fehlgeburt hingegen ist recht-
lich keine Entbindung. Darum mussten sich Frauen nach einem so 
frühen Abgang krankschreiben lassen, um sich zu erholen. Dabei 
belastet das Erlebte oft die körperliche und seelische Gesundheit.

Diese Regelung wurde nun erweitert. Bundestag und Bundes-
rat beschlossen einen „gestaffelten Mutterschutz“: Ab Juni gibt es 
Schutzfrist und Lohnersatz (Mutterschaftsgeld) ab der 13. SSW für 
bis zu zwei Wochen, ab der 17. SSW sechs Wochen und ab der 20. 
SSW acht Wochen. Für selbstständige statt angestellte Frauen gilt 
das nur, wenn sie freiwillig gesetzlich krankenversichert sind.  ele

Mutterschutz auch bei 
früher Fehlgeburt

Gesetzanpassung stellt Gesundheit in den Vordergrund

Wer angestellt ist und ein Baby bekommt, genießt Mutterschutz. 
Dazu gehören Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, Beschäftigungs-
verbot vor und nach der Entbindung, besonderer Kündigungsschutz 
und Lohnersatzleistungen. Doch fast jede dritte Frau erleidet minde-
stens eine Fehlgeburt. Eine Gesetzesänderung bezieht sie nun ein.

Patientenakte bald elektronisch
Weniger Papierkram und ein besserer Überblick für Versicherte und Behandelnde: Das sind Ziele der 

elektronischen Patientenakte (ePA). Nach einem Testlauf soll sie in den nächsten Wochen bundesweit 
starten. Für den SoVD ist die ePA ein wichtiges Projekt mit Vorteilen für die Versicherten. Der Verband 
dringt zugleich darauf, deren Bedürfnisse bei Datenschutz und Barrierefreiheit ernst zu nehmen. 

Das Projekt elektronische Pa-
tientenakte kommt voran. Seit 
Mitte Januar läuft in den Mo-
dellregionen Franken, Hamburg 
und Teilen NRWs der Praxistest. 
Rund 300 teilnehmende Praxen, 
Apotheken und Kliniken testen 
sie im Alltag. Wenn die Arbeit 
mit dem digitalen Werkzeug 
dort reibungslos funktioniert, 
kann es bundesweit starten. 

Der Großteil der Akten der 
gesetzlich Krankenversicher-
ten sei bereits aktiviert, gab 
Gesundheitsminister Karl Lau-
terbach (SPD) im Februar be-
kannt. Dies geschieht automa-
tisch, sofern diese nicht aktiv 
widersprechen. Über eine App 
ihrer Krankenkasse können Ver-
sicherte ihre Akte konfigurieren. 

Der SoVD begrüßt die Einfüh-
rung der elektronischen Patien-

tenakte, da sie Vorteile für die 
Versicherten bietet. Gleichzeitig 
müssen aber datenschutzrecht-

liche Bedenken ernst genom-
men und die Barrierefreiheit 
gewährleistet werden.  str

Über 70 Millionen Akten sind schon angelegt – bundesweiter Einsatz kommt

Interview

Was sind die Vorteile der ePA 
für die Versicherten?

Die Versicherten profitieren 
unmittelbar von einer deutlich 
verbesserten Datenvernetzung, 
Datenverfügbarkeit und Daten-
transparenz, da alle Gesundheits-
daten an einem Ort gespeichert 
sind und der Informationsaus-
tausch zwischen allen Akteuren 
im Gesundheitswesen verbes-
sert wird. Mit der digitalen Akte 
können beispielsweise unnötige 
Doppeluntersuchungen beim 
Facharzt und in der Klinik ver-
mieden werden. Denn künftig ge-
nügt ein Blick in die ePA, um zu 
sehen, welche Untersuchungen 
eine Patientin oder ein Patient 
bereits hinter sich hat. Das spart 
Zeit und Nerven der Versicherten. 

Können Sie dafür ein prakti-
sches Beispiel geben?

Ein Beispiel ist der Arztwech-
sel: Steht etwa ein Umzug an 
einen anderen Wohnort an, brau-
chen die Versicherten am neuen 
Lebensmittelpunkt neue Haus- 
und Fachärzte. Mit der ePA müs-
sen sich die Versicherten keine 
Gedanken mehr darüber machen, 
ob der neue Arzt oder die neue 
Ärztin über alle relevanten Infor-
mationen verfügt. Ein Blick in die 
ePA genügt. Behandlungen kön-

nen so mehr oder weniger naht-
los fortgesetzt werden.

Wie barrierefrei ist die 
elektronische Patientenakte?

Die Einrichtung und Nutzung 
ist noch nicht so komfortabel wie 
zum Beispiel das Online-Banking, 

das seit Jahren zu unserem Alltag 
gehört. Dies liegt unter anderem 
an den sehr hohen Datenschutz-
Anforderungen bei der Verarbei-
tung von Gesundheitsdaten. Den-
noch wurde mit den Vorgaben 
aus dem Behindertengleichstel-
lungsgesetz (BGG) und der Bar-
rierefreie Informationstechnik-
Verordnung (BITV 2.0) versucht, 
diesen Anforderungen gerecht zu 
werden. Zudem bieten iOS- und 
Android-Smartphones eigene 

Bordmittel an, die die Benutzer-
freundlichkeit und Barrierefrei-
heit weiter erhöhen können.

Helfen die Krankenkassen bei 
der Einrichtung der ePA?

Die Krankenkassen stehen mit 
Rat und Tat zur Seite. Schließlich 
sind wir, die Krankenkassen, mit 
am nächsten an den Versicherten 
dran. Dafür haben die Kranken-
kassen Ombudsstellen eingerich-
tet, die insbesondere über das 
Antragsverfahren, das Verfahren 
zur Bereitstellung der ePA und 
das Widerspruchsverfahren sowie 
über weitere Rechte und Ansprü-
che der Versicherten im Zusam-
menhang mit der ePA und deren 
Funktionsweise informieren.

Zuletzt: Wie sieht es mit der 
Sicherheit der ePA aus?

Hundertprozentige Sicherheit 
gibt es bei technischen Syste-
men nicht, da darf man den Men-
schen nichts vormachen. Und 
gleichzeitig gilt: Die ePA ist der 
sicherste Ort, den wir haben, um 
Gesundheitsdaten speichern und 
verarbeiten zu können. Die Versi-
cherten haben die volle Kontrolle 
über ihre Daten und können 
selbst entscheiden, ob, wann und 
mit wem sie Informationen teilen. 

Interview: Sebastian Triesch

„Die ePA spart Zeit und Nerven“
Anne-Kathrin Klemm ist Vorständin beim Dachverband der Betriebskrankenkassen. Im Interview 

mit der SoVD-Zeitung spricht sie über die Vorteile der elektronischen Patientenakte und wie die 
Krankenkassen die Versicherten bei der Einrichtung und beim Umgang mit der ePA unterstützen. 

Statt viele Unterlagen in die Praxis zu tragen, soll es künftig rei-
chen, die Versichertenkarte mitzubringen.

Foto: Production Perig / Adobe Stock

Anne-Kathrin Klemm
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Was ist Ihnen im SoVD wichtig?
Der SoVD setzt sich für soziale 

Gerechtigkeit, Inklusion und Chan-
cengleichheit ein. Wir unterstützen 
Menschen in schwierigen Lebensla-
gen und kämpfen für eine solidari-
sche Gesellschaft.

Welche sind Ihre Aufgaben als 
Bundesjugendvorsitzender?

Ich vertrete die Interessen junger 
Menschen im Verband, setze mich 
für ihre Themen ein und arbeite da-
ran, sie stärker in soziale und politi-
sche Prozesse einzubinden.

Was bedeutet Ihnen die Auszeichnung?
Das Bundesverdienstkreuz ist für mich eine große Ehre und Aner-

kennung unserer gemeinsamen Arbeit. Die SoVD-Jugend ist etwas ganz 
Besonderes und ein echtes Alleinstellungsmerkmal des Verbandes. Sie 
ist eine starke Gemeinschaft, die sich mit großem Einsatz für soziale 
Gerechtigkeit und Inklusion engagiert. Mein Dank gilt allen Engagier-
ten im SoVD, aber auch meinem Umfeld, meinen Freunden und meinem 
Vater, ohne den mein Engagement nicht denkbar gewesen wäre.

Eine Auszeichnung ist schnell vergeben, aber echte Reformen für eine 
inklusive Gesellschaft sind noch lange nicht in Sicht. Hier nehme ich die 
Politik klar in die Verantwortung! Es braucht jetzt Taten, nicht nur Worte!

„Reformen nicht in Sicht“

Interview

Sebastian Freese

Dass Sebastian Freese das Bundesverdienstkreuz erhielt, berich-
teten mehrere Medien. Unter anderem dem NDR erklärte der 1. Vor-
sitzende der SoVD-Jugend dabei, was ihn im Verband motiviert.

Medaille nebst Urkunde ver-
lieh Schleswig-Holsteins Mi-
nisterpräsident Daniel Günther 
(CDU) persönlich. Die Auszeich-
nung würdigt Sebastian Free-
ses großes Engagement. Schon 
lange ist der heute 36-Jährige 
im SoVD aktiv. Ab 2010 über-
nahm er Ehrenämter; ab 2014 
auf Bundesebene, wo er seit 
Oktober 2018 1. Vorsitzender 
der Jugend ist. Auf Landesebene 
engagiert er sich etwa im Sozi-
alpolitischen Ausschuss. Zudem 
ist er im Kreis Nordfriesland und 
im Ortsverband Tönning aktiv. 

Freese setzt sich für eine in-
klusive Gesellschaft ein. Beson-
ders am Herzen liegen ihm die 
Unterstützung von Familien mit 
Kindern mit Behinderungen, Inklusion an Schulen und der Kampf 
gegen die Einsamkeit junger Menschen. Als SoVD-Bundesjugend-
vorsitzender initiierte er etliche Projekte oder setzte sie mit um, wie 
den Inklusionslauf und die Ruderregatta. Zudem beteiligt er sich am 
„Bündnis für die junge Generation“ des Bundesfamilienministeriums, 
bringt sich im Workshop „SoVD-Jugend gegen rechts“ ein. In seiner 
Heimat macht er sich dafür stark, dass Menschen mit Behinderungen 
aktiv am Feuerwehr- und Gemeindeleben teilnehmen können.

Der Vorstand gratuliert ihm herzlich zu der verdienten Auszeich-
nung: „Mit seinem unermüdlichen Einsatz hat Sebastian Freese 
viel bewirkt und einen wichtigen Beitrag für eine gerechtere Ge-
sellschaft geleistet. Wir sind stolz auf sein Engagement!“ ele

Hohe Ehrung vom Staat
SoVD-Jugend: Vorsitzender trägt Bundesverdienstkreuz

Viele Glückwünsche erhielt der SoVD-Bundesjugendvorsitzende, 
Sebastian Freese. Der Schleswig-Holsteiner aus Oldenswort bekam 
am 28. Januar in Kiel die Verdienstmedaille des Verdienstordens der 
Bundesrepublik Deutschland, auch Bundesverdienstkreuz genannt.

Sebastian Freese mit Minister-
präsident Daniel Günther.

Foto: Frank Peter

Von Inklusion bis Jugendarmut
Bei der SoVD-Bundesjugendvorstandssitzung am 15. Februar stand viel Aktuelles auf der Tages-

ordnung – nicht zuletzt so kurz vor der Bundestagswahl. Außerdem gab es aber auch etwas zu feiern: 
Das Vorstandsteam freute sich natürlich mit seinem Vorsitzenden über dessen hohe Auszeichnung. 

Es warteten Berichte des just 
mit dem Bundesverdienstkreuz 
gewürdigten 1. Vorsitzenden 
Sebastian Freese, der 2. Vorsit-
zenden Sarah Dehn und Celine 
Kempe, des Schatzmeisters An-
dreas Hupe sowie aus den Lan-
desverbänden. Zudem gab es 
einen Rückblick auf die Bundes-
jugendkonferenz 2024 und Aus-
blick auf die nächste 2026. Der 
Bundesjugendvorstand und das 
Jugendreferat der Abteilung So-
zialpolitik beim Bundesverband 
beleuchteten dann die Wahl aus 
Sicht junger Menschen. 

Weitere jugendpolitische 
Themen waren der neueste 
„Monitor Jugendarmut“, wonach 
jede*r vierte junge Erwachsene 
in Deutschland armutsgefähr-
det ist, und Termine wie die „Ju-
gendPolitikTage“ Ende Juni und 

Bundesjugendvorstandssitzung mit eigenem Blickwinkel auf aktuelle Politik

der „Global Disability Summit“ 
Anfang April. Über den Inklu-
sions-Weltgipfel für Menschen 
mit Behinderungen, der dies-

mal in Deutschland stattfindet, 
informierte Anieke Fimmen, be-
hindertenpolitische Referentin 
der Abteilung Sozialpolitik. ele

An der Sitzung nahmen wegen des Winterwetters viele digital teil.
Foto: Daniel Schuster

Eigenanteile haben Grenzen
Für viele medizinische Leistungen müssen gesetzlich Krankenversicherte einen Teil selbst zahlen. 

Das gilt etwa, wenn sie ein Medikament in der Apotheke abholen, ein Hilfsmittel im Fachhandel bestel-
len, ein Rezept für Physiotherapie einlösen oder im Krankenhaus liegen. Doch dem sind Grenzen ge-
setzt. Die Höhe ist gedeckelt, und finanziell stark belastete Patient*innen können sich befreien lassen.

Das sind einige Beispiele für 
Eigenanteile: Bei Krankenhaus-
aufenthalten zahlt man pro Tag 
zehn Euro dazu. Bei Arzneimit-
teln sind es prinzipiell zehn 
Prozent der Kosten; konkret 
pro Packung oder Monatsvor-
rat mindestens fünf Euro, aber 
maximal zehn Euro. Ähnliches 
gilt für Hilfsmittel wie Prothe-
sen, Hörgeräte, Gehhilfen oder 
Kompressionsstrümpfe. Eine 
Ausnahme sind Pflegehilfsmit-
tel zum Verbrauch, wie Inkonti-
nenzhilfen: Bis zu 42 Euro pro 
Monat sind sie zuzahlungsfrei. 

Für manche Patient*innen 
komme damit übers Jahr ein 
großer Betrag zusammen, so 
die Verbraucherzentralen (VZ). 
Sie weisen darauf hin, dass man 
nicht „grenzenlos“ zahlen müs-
se. Viele wüssten das gar nicht.

Zuzahlung lediglich bis zur  
„Belastungsgrenze“ fällig

Gegen übermäßige Finanz-
strapazen gibt es eine Höchst- 
oder Belastungsgrenze. Für 
alles darüber kann die Kran-
kenkasse eine Zuzahlungsbe-
freiung ausstellen. Die Grenze 
beträgt zwei Prozent des Jah-
resbruttoeinkommens – und für 
chronisch Kranke ein Prozent. 

Die Apotheken bieten einen 
Zuzahlungsrechner an: Zum Bei-
spiel unter www.aponet.de kann 

man ermitteln, wo die eigene 
Belastungsgrenze liegt. Beim 
Jahresbruttoeinkommen wird 
der ganze Haushalt berücksich-
tigt, also auch Ehepartner*innen. 
Eheähnliche Gemeinschaften 
zählen dagegen nicht. Und an-
rechnungsfrei sind unter ande-
rem Kindergeld und Wohngeld. 

Eine Befreiung bei der 
Krankenkasse beantragen

Liegen die Zuzahlungen über 
der errechneten Belastungs-
grenze, muss man selbst aktiv 
werden. Antragsformulare gibt 
es bei der Krankenkasse online 
oder auf telefonische Bitte. Dem 

Antrag müssen Einkommens-
nachweise und Quittungen 
über die Zuzahlungen beiliegen. 
Chronisch Kranke brauchen zu-
dem eine ärztliche Bescheini-
gung. Bewilligt die Kasse den 
Antrag, schickt sie einen Befrei-
ungsbescheid für das Jahr; jedes 
Jahr ist ein neuer Antrag nötig.

Wer schon zu Jahresbeginn 
weiß, dass die Zuzahlungen die 
Belastungsgrenze überschrei-
ten werden, kann die Befreiung 
gleich beantragen. Der Deut-
sche Apothekerverband rät in 
diesem Fall, der Krankenkasse 
eine Vorauszahlung in Höhe der 
Grenze zu überweisen.  ele / dpa

Gesetzliche Krankenversicherung: an mögliche Zuzahlungsbefreiung denken

„Nur“ bis zu zwei Prozent vom Bruttojahreseinkommen zahlt man 
für Medizinisches selbst. Schon das kann Ärmere stark belasten.

Foto: Gorodenkoff_AS / Adobe Stock
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Name

Gliederung

im Verband seit

Bitte tragen Sie hier die Begründung für Ihren Vorschlag ein. Achtung: Es geht hierbei nicht um ein gewähltes Amt oder eine Funktion, sondern um 
besondere Aufgaben. Das kann die Organisation von Spielenachmittagen ebenso sein wie nachbarschaftliche Hilfe oder das Austragen der SoVD-
Zeitung. Jeder Einsatz zählt, nur Mut!

Er / Sie hat die Auszeichnung verdient, weil ...

Superheld*in

Jetzt SoVD-Superheld*innen nominieren

MEIN VORSCHLAG FÜR DEN*DIE SOVD-SUPERHELD*IN

Wer wird SoVD-Superheld*in?

Einsender*in

Das freiwillige Engagement seiner Mitglieder trägt den SoVD. Sie sind das Rückgrat der Orts- und Kreisver-
bände. Auch in diesem Jahr zeichnet der SoVD seine „Superheld*innen des Jahres“ aus und ehrt Mitglieder, die 
sich besonders verdient gemacht haben. Vorschläge können über das Formular oder digital eingereicht werden. 

Mit der Auszeichnung als „SoVD- 
Superheld*in des Jahres“ ehrt der 
Verband herausragendes ehrenamt-
liches Engagement in seinen Reihen. 
In diesem Jahr erfolgt die Ehrung im 
Rahmen des SoVD-Inklusionslaufes 
am 11. Oktober 2025 auf dem Tem-
pelhofer Feld in Berlin. 

Viele Vorschläge haben den SoVD 
schon erreicht. Darin schildern die 
Mitglieder eindrucksvoll, wie sich ihre 
„Superheld*innen“ engagieren und 
die Gemeinschaft voranbringen. Dazu 
gehören etwa die Organisation frau-
enpolitischer Veranstaltungen oder 
die Etablierung von geselligen For-
maten wie einem Boule-Nachmittag 
oder einem Mittagstisch unter dem 
Motto „Gemeinsam gegen einsam“.

Andere Held*innen zeichnen sich 
durch umfangreiche ehrenamtli-
che Sozialberatung, Hilfe bei Anträ-
gen und aktive Unterstützung beim 
Schriftwechsel mit Behörden für die 
SoVD-Mitglieder aus. 

Einige der eingereichten Vorschlä-
ge hat der Verband bereits in den 
Landesbeilagen der Zeitung und auf 

seinen Social-Media-Kanälen vorge-
stellt. Dort werden auch weiterhin 
„Superheld*innen“ präsentiert. Der 
SoVD freut sich über ergänzende 
Vorschläge für Mitglieder, die die 
Auszeichnung verdient haben. Denn 
der SoVD lebt vom starken ehrenamt-
lichen Einsatz seiner Mitglieder im 

ganzen Land. Mit der Auszeichnung 
als „Superheld*in des Jahres“ wird de-
ren Wirken besonders honoriert. 

Schicken Sie uns dafür Ihre Vor-
schläge mit Foto über das abgedruck-
te Formular und senden Sie es uns 
ausgefüllt zurück per Post oder direkt 
als E-Mail zu. 

SoVD-Superheld*innen, 
SoVD-Bundesgeschäftsstelle, 
Vorstandsbüro, Stralauer Straße 63,
10179 Berlin. 

Sie können Mitglieder auch online 
über den auf dieser Seite befindlichen 
QR-Code nominieren. 

Unter allen Einsendungen wählt 
eine Jury unter Leitung von Michaela 
Engelmeier drei Gewinner*innen aus. 
Diese werden zum SoVD-Inklusions-
lauf nach Berlin eingeladen und als 
„SoVD-Superheld*innen des Jahres“ 
gekürt. Die Preisträger*innen erhal-
ten eine Auszeichnung und einen 
Zuschuss zur Ortsverbandsarbeit. 
Selbstverständlich benachrichtigen 
wir die Gewinner*innen rechtzeitig. 
Zuvor werden in der September-Aus-
gabe der SoVD-Zeitung zahlreiche 
Superheld*innen mit einem Foto und 
einer Kurzbeschreibung vorgestellt. 

Weitere Informationen unter: www.
sovd.de/sovd-superhelden.

Zwei SoVD-Superheld*innen des vergangenen Jahres wurden beim „tag des wir“ 
in Berlin ausgezeichnet; links: Anne-Dörthe Lorenz, sitzend: Ulrich Helmboldt. 

Telefon

E-Mail

Name

Gliederung

im Verband seit

Telefon

E-Mail

Foto: Laurin Schmid

Grafik: Matthias Herrndorff

Zum Online-Formular  

Senden Sie das ausgefüllte Formular mit einem Foto der vorgeschlagenen Person an den SoVD. Sie können das Foto auch per E-Mail an sovd-superhelden@sovd.de schicken. ✂!

Foto: Dudarev Mikhail / Adobe Stock
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Einsatz für eine gerechtere Sozialpolitik
Die Bundestagswahl hat der SoVD in Niedersachsen zum Anlass genommen, Kandidierenden der verschiedenen demokratischen Parteien in puncto Rente, Pfle-

ge, Gesundheit, Behinderung und Bürgergeld auf den Zahn zu fühlen. Dafür haben SoVD-Vertreter*innen aus Osterholz, Braunschweig und Hannover die jeweiligen 
Bundestagskandidat*innen zu Hospitationen in die Sozialberatung eingeladen. Die Kreis- und Ortsverbände Diepholz, Emsland / Papenburg I und Peine / Woltorf orga-
nisierten informative Diskussionsveranstaltungen mit Politiker*innen, um deren Standpunkte zu sozialpolitischen Themen genauer kennenzulernen und zu besprechen. 

Niedersachsen

Foto: SoVD Osterholz-Scharmbeck 

SPD-Bundestagskandidatin Özge Kadah (re.) hospitierte im  
SoVD-Beratungszentrum Osterholz bei Helge Grote (li.).

Foto: Heinrich Schepers 

Den Fragen der SoVD-Mitglieder stellten sich im Emsland Bundes-
tagskandidierende von fünf verschiedenen Parteien. Sie verdeut-
lichten dabei ihre Positionen zu sozialpolitischen Themen.

Foto: SoVD Osterholz-Scharmbeck

Nach seiner Hospitation tausch-
te sich Herbert Behrens (Die 
Linke) mit Monika Geils aus.

Foto: Thorsten Böttcher

Lisa-Marie Jalyschko, Direktkandidatin von Bündnis 90 / Die Grünen 
in Braunschweig, hospitierte bei SoVD-Beraterin Christine Achilles 
(re.) und bekam Einblick in die Probleme der SoVD-Mitglieder.

Foto: Dirk Swinke 

Zum Abschluss der Podiumsdiskussion im Stadttheater Sulingen 
beantworteten die Politiker*innen die Fragen der Bürger*innen.

Foto: SoVD Woltorf

Marian Meyer, Direktkandidat der CDU (Mitte), beteiligte sich an 
einer Diskussionsveranstaltung des SoVD Woltorf und SoVD Peine.

Foto: SoVD Hannover-Stadt

Mit dem FDP-Kandidaten Joris 
Stietenroth sprachen Ingrid 
Beyer (li.) und Ingeborg Saffe.

Mit Hospitationen in ih-
ren Beratungszentren konn-
ten die SoVD-Kreisverbände 
Braunschweig, Hannover 
und Osterholz-Scharmbeck 
Politiker*innen, die für den 
Bundestag kandidierten, einen 
direkten Einblick in die tägli-
che Arbeit des SoVD geben. Die 
Politiker*innen hatten Gelegen-
heit, an den sozialrechtlichen 
Beratungsterminen mit den 
Mitgliedern teilzunehmen. So 
konnten sie unmittelbar erfah-
ren, wie sich Sozialpolitik und 
ungerechte Gesetze auf das Le-
ben der Menschen auswirken 
und mit welchen Herausforde-
rungen die SoVD-Mitglieder zu 
kämpfen haben.

 
Einblicke in die alltägliche 
Unterstützung des SoVD

In Hannover nahmen Joris  
Stietenroth (FPD), Adis 
Ahmetović (SPD) und Swantje 
Michaelsen (Bündnis 90 / Die 
Grünen) an Beratungsgesprä-
chen im SoVD-Beratungszent-
rum teil. Anschließend fand je 
ein Austausch mit Vertreterinnen 
des Kreisvorstandes, Ingeborg 
Saffe und Ingrid Beyer, sowie 
Katharina Lorenz, Abteilungs-
leiterin Sozialpolitik im SoVD-
Landesverband, statt. In Braun-
schweig bekamen Lisa-Marie 
Jalyschko (Bündnis 90 / Die Grü-
nen) und Martin Piepgras (Volt) 
Einblick in die sozialrechtliche 
Beratung bei SoVD-Beraterin 
Christine Achilles. In Osterholz 
empfing Helge Grote, Leiter des 
SoVD-Beratungszentrums, mit 
Monika Geils, Vorsitzende des 
Kreisverbands, interessierte 
Kandidierende des Wahlkreises 
Osterholz-Verden. Einblicke in 
die SoVD-Beratung bekamen 
hier Özge Kadah (SPD), Andreas 
Mattfeldt (CDU), Lena Gumnior 
(Bündnis 90 / Die Grünen) und 
Herbert Behrens (Die Linke). 

Nach allen Hospitatio-
nen tauschten sich SoVD-
Vertreter*innen mit den 
Politiker*innen aus und disku-
tierten mit ihnen die Kernfor-
derungen des SoVD für eine 
gerechtere Sozialpolitik. Auch 
sozialpolitische Probleme aus 
den jeweiligen Landkreisen 
wurden thematisiert – etwa 
der fehlende barrierefreie und 
bezahlbare Wohnraum oder die 
mangelnde fachärztliche Ver-
sorgung. Die Rückmeldung der 
Bundestagskandidat*innen zur 
Arbeit des SoVD war durchweg 
positiv und wertschätzend.

Politischer Schlagabtausch 
im Stadttheater Sulingen

Das ehrenamtliche SoVD-
Team in Diepholz – um Bruno 
Hartwig, Wiebke Walls und Eric 
Leidereiter – organisierte vor 
der Bundestagswahl einen un-
gewöhnlichen Schlagabtausch 
der Politiker*innen: Bei ihrer 
Podiumsdiskussion im Stadt-
theater Sulingen traten sechs 
Bundestagskandidat*innen in 
einem „Battle“-Format an. Hier-
bei hatten die Politiker*innen 
jeweils nur zwei Minuten Re-
dezeit, um zu einem konkreten 
sozialen Problem ihre eigene 
Position darzustellen und Lö-
sungen aufzuzeigen. Wer die 
Zuhörer*innen der gut besuch-
ten Veranstaltung überzeugen 
wollte, musste schnell auf den 
Punkt kommen. Die Fragen 
drehten sich um Gesundheit, 
Pflege, Arbeit, Rente, bezahlba-
res und barrierefreies Wohnen 
sowie Teilhabe. Anschließend 
hatten die Besucher*innen Ge-
legenheit, eigene Fragen an die 
Politiker*innen zu richten und 
einzelne Themen genauer zu 
besprechen. 

Politiker*innen stellen sich 
drängenden Mitgliederfragen

Auch im Wahlkreis Unterems 
diskutierten SoVD-Mitglieder 
mit Bundestagskandidat*innen 
unter anderem über die Heraus-
forderungen in der Pflege, die 
Inklusion oder die Finanzierung 
der gesetzlichen Rente. Der 
SoVD-Ortsverband Papenburg 
I hatte gemeinsam mit dem 
SoVD-Kreisverband Emsland 
sechs von sieben Bundestags-
kandidierenden aus dem Wahl-
kreis Unterems eingeladen, 
um den SoVD-Mitgliedern in 
Papenburg eine Orientierung 
für die kommende Bundestags-
wahl zu bieten. „Wir freuen uns, 
dass alle von uns eingeladenen 
Kandidatinnen und Kandidaten 
zugesagt haben. Das ist eine 
große Wertschätzung für den 
SoVD und unsere Mitglieder“, 
sagte Andrea Kötter, Vorsitzen-
de des Kreisverbandes Ems-
land. Auf dem Podium waren 
anschließend mit Anja Troff-
Schaffarzyk (SPD), Julian Pahlke 
(Bündnis 90 / Die Grünen), Fer-
hat Asi (FDP), Michel Rolandie 
(Die Linke) und Andreas Wilshu-
sen (Freie Wähler) nur fünf Teil-
nehmende vertreten, da Gitta 
Connemann (CDU) krankheits-
bedingt absagen musste. Wäh-
rend Migration und Wirtschaft 

zentrale Wahlkampfthemen der 
Parteien waren, lenkte auch 
diese Diskussionsveranstaltung 
des SoVD den Fokus wieder auf 
wichtige soziale Herausfor-
derungen, die viele Menschen 
sehr beschäftigen: die Pflege, 
die Umsetzung der Inklusion, 
die Bekämpfung von Armut, 
die Sicherung der gesetzlichen 
Rente, das bezahlbare Wohnen 
oder die ärztliche Versorgung 
auf dem Land.

SoVD-Sozialcheck in Woltorf
Das ehrenamtliche Team um 

Lutz Schridde aus dem SoVD-
Ortsverband Woltorf lud ge-
meinsam mit dem Kreisverband 
Peine Interessierte zu zwei In-
formationsveranstaltungen mit 
Bundestagskandidierenden ein. 
Beim „SoVD-Sozialcheck“ – ein-
mal mit Hubertus Heil (SPD), 
einmal mit Marian Meyer (CDU) – 
standen die Forderungen des 
SoVD im Mittelpunkt. Die Kan-
didaten stellten sich den kri-
tischen Fragen des SoVD und 
diskutierten ihre Positionen zu 
zentralen Themen. Beide Ver-
anstaltungen,  die der Kreisvor-
sitzende Jürgen Frühling mo-
derierte, boten interessierten 
Bürger*innen die Möglichkeit, 
sich aus erster Hand über die 
sozialpolitischen Konzepte der 
Kandidaten zu informieren, die-
se zu bewerten und leichter die 
eigene Wahlentscheidung zu 
treffen.
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Der Gedenkort vor der Johanniskirche war mit Blumen übersät.
Fotos: Monika Lück

An der Mahnwache und der anschließenden Demonstration nah-
men zahlreiche Menschen teil. 

Cornelia Rath ist seit dem 1. 
März 2018 Mitglied im SoVD. 
Die frühere Restaurantfach-
frau, Jahrgang 1963, konnte als 
neues Mitglied für den Lan-
desfrauenausschuss gewonnen 
werden. 

In der Sitzung des Ausschus-
ses am 24. Januar wurde sie von 
den Landesfrauen ganz herzlich 
in der Runde begrüßt. 

Personalien

Foto: Monika Lück

Anschlag überschattet Gedenken
Sachsen-Anhalt   Jährlich wird im Januar an das Inferno von Magdeburg vom 16. Januar 1945 erinnert. 

Es war einer der schlimmsten Luftangriffe in der deutschen Geschichte. Mit der Aktionswoche „Eine 
Stadt für alle“ vom 16. bis 27. Januar wurde der Opfer gedacht und zugleich wollten die Organisa-
tionen und Vereine sich für ein weltoffenes, tolerantes und demokratisches Magdeburg einsetzen.

Die Aktionswoche wurde in 
diesem Jahr von dem furcht-
baren Anschlag auf den Weih-
nachtsmarkt am 20. Dezember 
2024 überschattet. „Dieses Er-
eignis darf aber nicht Anlass für 
weitere Spaltung, neuen Hass 
und Diskriminierung in unserer 
Gesellschaft sein. Die Initiative 
Weltoffenes Magdeburg steht 
klar für Miteinander, Solidari-
tät und Weltoffenheit“, so die 
Schirmherrin, Oberbürgermeis-
terin Simone Boris. 

Am 17. Januar reiste Bundes-
präsident Frank-Walter Stein-
meier nach Magdeburg. An der 
Johanniskirche als Gedenkort 
für die Opfer des Anschlages 
legte er einen Kranz nieder und 
trug sich in das Kondolenzbuch 
ein. Am Abend besuchte der 
Präsident vor dem Alten Rat-
haus die Veranstaltung „Mag-
deburg singt für eine weltoffe-
ne Stadt – im Gedenken an die 
Opfer vom 20. Dezember“. 

An der Mahnwache am 18. 
Januar vor der Johanniskirche 
beteiligten sich in diesem Jahr 
wieder die Netzwerkteilneh-
merinnen des Politischen Run-
den Tisches der Frauen und Ge-
schlechtergerechtigkeit. Auch  
SoVD-Landesfrauensprecherin 
Monika Lück nahm daran teil.

Aktionswoche erinnert an die Zerstörung Magdeburgs im Zweiten Weltkrieg

Im europäischen Ausland ist der Zugang zu medizinischen Leis-
tungen sehr einfach geregelt. Die elektronische Gesundheitskarte 
(eGK), die bei Praxisbesuchen in Deutschland nötig ist, gilt auch 
dort. Denn als Europäische Krankenversicherungskarte (European 
Health Insurance Card, kurz: EHIC) ist sie im gesamten Gebiet der 
Europäischen Union nutzbar.

Viele Länder verlangen für medizinische Leistungen eine Vor-
leistung der Patient*innen. Das Geld erhalten sie dann auf Antrag 
bei der AOK PLUS erstattet. Teilweise werden für bestimmte Leis-
tungen Zuzahlungen verlangt, ähnlich wie in Deutschland. Auch 
diese können bei der Gesundheitskasse eingereicht werden, um zu 
prüfen, ob eine Erstattung möglich ist.

In der Türkei, in Bosnien-Herzegowina und Tunesien wird die 
EHIC nicht anerkannt. Dank besonderer Verträge können Versi-
cherte mit einem Auslandskrankenschein, eine sogenannte An-
spruchsbescheinigung, aber auch dort medizinische Leistungen 
in Anspruch nehmen. Diese werden dann, wie mit der EHIC, über 
die AOK PLUS abgerechnet. Ausgenommen davon sind Eigenan-
teile und Zuzahlungen.

Bestimmte Leistungen werden von der gesetzlichen Kranken-
versicherung nicht übernommen, wie zum Beispiel der Kranken-
transport nach Deutschland, Such- und Rettungsdienste oder Be-
handlungen in privaten Einrichtungen. Hier darf die AOK PLUS 
nur die Kosten erstatten, die auch in Deutschland dafür anfallen 
würden. Und auch außerhalb der EU sowie den genannten drei 
Ländern übernimmt die Gesundheitskasse nicht die Kosten für 
medizinischen Leistungen.

Daher empfiehlt sie allen Urlaubenden den Abschluss einer pri-
vaten Zusatzversicherung für Reisen. Diese übernimmt die Kosten, 
welche durch die gesetzliche Krankenversicherung nicht getragen 
werden dürfen. Die AOK PLUS hat einen Kooperationspartner, zu 
dem alle Infos unter: plus.aok.de/weltweit zu finden sind.

Die Zusatzversicherung umfasst alle ärztlichen und zahnärztli-
chen Leistungen – ambulant und stationär – sowie Eigenanteile, 
Bergungskosten oder den Rücktransport. Sie kann individuell als 
Einzel- oder Familientarif abgeschlossen werden. abgeschlossen 
werden.             Quelle: AOK PLUS

Kostenfalle vermeiden
Die AOK PLUS rät zur Auslandskrankenversicherung

Ein Unfall oder eine Erkrankung kann den eigenen Urlaub stark 
beeinträchtigen. Gut, wenn man sich über organisatorische Fragen 
keine Sorgen zu machen braucht. Die AOK PLUS erklärt, auf welche 
Dinge man achten muss und wie man am besten vorsorgen kann.

Jugendberufshilfe als Chance
Sachsen   Jungen Menschen, die bei ihrer beruflichen Orientierung und Ausbildungsvorbereitung 

einer Unterstützung bedürfen, weil ihnen z. B. Schulabschlüsse fehlen,  sie durch Krankheit oder Schul-
den in Not geraten sind, bieten die ESF-geförderten Jugendberufshilfevorhaben eine Perspektive.

Das Sozialministerium för-
dert bis 2027 erneut Vorhaben 
der „Jugendberufshilfen“ über 
die ESF Plus-Richtlinie. Jun-
ge Menschen erhalten so die 
Möglichkeit, sich beruflich zu 
orientieren, Alltagsstrukturen 
zu schaffen und Selbstwirk-
samkeit zu erfahren. Anerkann-
te Träger der freien Kinder- und 
Jugendhilfe können ihren An-
trag bei der Sächsischen Auf-
baubank (SAB) bis zum 15. April 
einreichen. Die Bewilligung der 
Vorhaben steht unter dem Vor-
behalt eines vom Gesetzgeber 
beschlossenen Haushalts und 
der damit verfügbaren Haus-

haltsmittel. Der Fördersatz be-
trägt bis zu 90 Prozent.

Sozialministerin Köpping: 
„Mit der Förderung der Jugend-
berufshilfevorhaben möchten 
wir die Integrationschancen 
sozial benachteiligter oder in-
dividuell beeinträchtigter jun-
ger Menschen effektiv verbes-
sern. Gute gleichberechtigte 
Entwicklungschancen und ein 
guter Start ins Berufsleben für 
junge Menschen in Sachsen 
sind mir wichtig. Denn damit 
fördern wir auch den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt.“

Das Sozialministerium er-
öffnet mit den aus EU-, Lan-

des- und kommunalen Mitteln 
geförderten Jugendberufshilfe-
vorhaben eine Chance für jun-
ge Menschen bis 27 Jahre. Die 
sozialpädagogisch begleiteten 
Qualifizierungs-und Beschäfti-
gungsvorhaben vermitteln über 
praktische Tätigkeiten neue 
Lernzugänge.

Nähere Infos zur Förderung 
sind es auf der Internetseite der 
Sächsischen Aufbaubank – För-
derbank abrufbar unter: www.
sab.sachsen.de. Weitere Infs 
zu Jugendberufshilfevorhaben 
finden sich unter: www.familie.
sachsen.de.                     Quelle: 

Sozialministerium Sachsen

Sozialministerium unterstützt benachteiligte junge Menschen beim Berufsstart

Termine
Kreisverband Wernigerode

18. März, 14.30 Uhr: Frauentagsveranstaltung, Harzer Kultur – 
und Kongresshotel, Pfarrstraße 41, 38855 Wernigerode.

Vorschau: 1. April, 14.30 Uhr: Mitgliedertreff, Heltauer Platz 1, 
38855 Wernigerode.
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Landesgeschäftsstelle
Moritzstraße 2 F, 39124 Mag-

deburg, Tel.: 0391 / 25 38 897, 
Fax: 0391 / 25 38 898. Sprech-
zeiten (nur nach telefonischer 
Vereinbarung) montags bis 
donnerstags 9–15 Uhr und frei-
tags 9–13 Uhr.

Geschäftsstelle Leipzig
Holzhäuser Straße 124,  

3. Etage, 04299 Leipzig-Stötte-
ritz, barrierefreier Zugang. Be-
ratungstermine nur nach tele-
fonischer Vereinbarung über  
die Landesgeschäftsstelle 
in Magdeburg, Tel.: 0391 /  
25 38 897.

Thüringen
Sozialberatung

Magdeburger  Allee  138,  99086 
Erfurt, Tel.: 0361 / 79 07 90 07, 
Fax: 0361 / 79 07 90 06, E-
Mail: info@sovd-thue.de.  
Sprechzeiten: montags und 
donnerstags 10–15 Uhr, eine 
Terminvereinbarung ist erfor-
derlich.

Kreisverband 
Thüringen Mitte, West
Ortsverbände Apolda, Erfurt, 
Schmalkalden, Mühlhausen 
und Nordhausen

Sprechstunden siehe Thürin-
gen.

Sachsen-Anhalt
Sozialberatung

Siehe Landesgeschäftsstelle.

Kreisverband Altmark Ost
Werner-Seelenbinder-Stra-

ße 2–4, 39576 Stendal, Tel.: 
03931 / 54 50. Sprechstunden: 
jeden ersten und dritten Don-
nerstag im Monat, 10–12 Uhr.

Kreisverband 
Anhalt-Bitterfeld

Bitte an die Landesgeschäfts-
stelle in Magdeburg wenden.

Kreisverband
Burgenlandkreis

Selbsthilfekontaktstelle im 
Burgenlandkreis, Am Kalk-
tor 5, 06712 Zeitz. Termin-
vereinbarung mit dem Kreis-
vorsitzenden Frank Biester, 
Tel.: 034443 / 59 99 50, Fax: 
034443 / 59 99 49, E-Mail: 
blk@sovd-mitteldeutschland.
de.

Kreisverband 
Halle (Saale) / Saalkreis

Wilhelm-von-Klewitz-Straße 
11, 06132 Halle, Tel.: 0345 / 
77 48 246. Sprechzeit: diens-
tags 9–12 Uhr.

Kreisverband Halberstadt
AWO (barrierefrei), Friedens-

straße 27, 38820 Halberstadt, 

Tel.: 0151 / 57 38 92 71, E-Mail: 
sovd.hbs@gmx.de. Sprechzeit: 
mittwochs 16–18 Uhr.

Kreisverband Klötze
Straße der Jugend 6, 38486 

Klötze, Tel.: 03909 / 41 814. 
Sprechzeit: dienstags 8–12 Uhr.

Kreisverbände Magdeburg, 
Sangerhausen und Zerbst

Termine über die Landesge-
schäftsstelle in Magdeburg.

Kreisverband Mittelelbe
Lindenstraße 5, 39307 Gen- 

thin. Sprechzeit: jeden ersten 
Dienstag im Monat, 10–12 Uhr.

Bei dringenden Angelegen-
heiten kontaktieren Sie den 
Vorsitzenden Jörn Sanftleben 
unter Tel.: 0160 / 42 13 163 
(mobil) oder Schatzmeiste-
rin Monika Lück unter Tel.: 
0162 / 47 17 156 (mobil).

Kreisverband Oschersleben
Schöninger Straße 11, 39387 

Oschersleben, Tel.: 0391 / 
25 38 897. Sprechzeiten nach 
Absprache, letzter Mittwoch im 
Quartal, 10–11.30 Uhr.

Kreisverband Quedlinburg
Café zum Freimaurer (bar-

rierefrei), Heiligegeiststra-
ße 10, 06484 Quedlinburg. 
Sprechzeit: erster Donnerstag 

im Monat, 14–16 Uhr. Andere 
Termine und Telefonberatung: 
03946 / 70 61 08 (Vorsitzen-
der), 03946 / 34 86 (Rentenbe-
ratung).

Kreisverband Salzwedel
Am Schulwall 1, 29410 

Salzwedel, Tel.: 03901 / 65 888. 
Sprechzeiten: dienstags 9–12 
und 14–16 Uhr.

Kreisverband Schönebeck
Otto-Kohle-Straße 23, 39218 

Schönebeck, Tel.: 03928 / 
70 20 20. Sprechzeit: dienstags 
9–12 Uhr und nach Absprache.

Kreisverband Wernigerode
Heltauer Platz 1, 38855 Wer-

nigerode. Sprechstunden: jeden 
zweiten, dritten und vierten 
Dienstag im Monat, 16–17.30 
Uhr, sowie nach Vereinbarung. 
Anmeldung erbeten unter Tel.: 
03943 / 63 26 31 oder per E-
Mail: info@sovd-wernigerode. 
de.

Kreisverband Wanzleben
Markt 20, 39164 Wanzleben, 

Tel.: 039209 / 60 366. Sprech-
stunde: dienstags 9–11.30 Uhr.

Sachsen
Sozialberatung

Sprechstunden siehe Thürin-
gen.

Sprechstunden in Mitteldeutschland

Eine zentrale Frage für die 
Auswahl des richtigen Geräts 
ist, auf welchem Weg Sie Ihr 
Fernsehprogramm empfangen. 
Denn davon hängt es ab, wel-
ches Empfangsteil Sie benöti-
gen. 

Achten Sie beim Kauf dar-
auf, dass das Empfangsteil für 
die jeweilige Übertragungsart 
im neuen Fernseher bereits 
integriert ist. Sinnvoll ist ein 
integrierter Tripletuner, der in 
modernen Flachbildfernsehern 
bereits serienmäßig einge-
baut ist. Das heißt, Sie können 
Fernsehsender sowohl über 
Antenne also auch über Kabel 
und Satellit digital empfangen 
und sind nicht auf eine einzi-
ge Empfangsart festgelegt. Sie 
brauchen dann weder einen 
zusätzlichen Receiver noch eine 
zweite Fernbedienung. Der Vor-
teil: Sie haben mehr Komfort 
und weniger Aufwand. Sollte 
das integrierte Empfangsteil 
einmal kaputt gehen, ist das 
kein Problem. Sie müssen die-

ses dann nicht austauschen, 
sondern können jederzeit einen 
externen Receiver anschließen.  

Diese Empfangsmöglichkei-
ten haben Sie.

DVB-T2 HD: Das ist Fern-
sehen über die Antenne, also 
terrestrisch. In vielen Regionen 
können Sie  mit einer Zimmer-
antenne oder auch mit der alten 
Dachantenne circa 40 Sender 
in hochauflösender Qualität 
(HDTV) empfangen. Haben Sie 
einen internetfähigen Receiver 
oder Fernseher, können Sie so-
gar noch mehr Sender über das 
Internet empfangen. Der Emp-
fang der öffentlich-rechtlichen 
Fernsehsender ist, abgesehen 
vom Rundfunkbeitrag, kosten-
frei. Für Privatsender müssen 
Sie mit Kosten in Höhe von rund 
7,99 Euro pro Monat rechnen.

Kabelfernsehen (DVB-C): Seit 
2019 wird auch Kabelfernsehen 
komplett digital übertragen. 
Um Kabelfernsehen zu schau-
en, brauchen Sie einen Kabel-
vertrag. Sie können ihn als so-

genannten Einzelnutzervertrag 
abschließen. 

IPTV: Sie können Fernsehpro-
gramme auch per Internet emp-
fangen. Einige VDSL-Anbieter 
bieten den Anschluss gleich mit 
an. Die Kosten für den Fernseh-
empfang liegen bei etwa fünf 
Euro pro Monat. Bei modernen 
Smart-TVs empfangen Sie Pro-
gramme über eine App oder bei 
älteren Geräten mit einem Re-
ceiver. Diesen müssen Sie beim 
Anbieter mieten oder kaufen.

IPTV-Streaming: Beim Fern-
sehempfang über das Internet 
über einen Streamingdienstan-
bieter wird kein spezieller Re-
ceiver benötigt. Bei modernen 
Smart-TVs empfangen Sie Pro-
gramme über eine App, über 
das Smartphone oder Tablet 
(ebenfalls mittels App) oder 
bei älteren Geräten mit einem 
HDMI-Stick zum Einstecken. Für 
den Fernsehempfang per Stre-
amingdienst brauchen Sie ei-
nen breitbandigen Internetan-
schluss. Die Kosten liegen meist 

zwischen 6 und 10 Euro. Bei 
einigen Anbietern bekommen 
Sie sogar kostenlose Zugänge, 
allerdings können Sie sie nur 
zeitlich begrenzt nutzen und / 
oder mit Werbeeinblendungen.

Satellitenfernsehen (DVB-
S / DVB-S2): Die größte Pro-
grammvielfalt gibt es per Sa-
tellitenempfang. Mit DVB-S 
und DVB-S2 empfangen Sie 
alle gängigen Fernsehpro-
gramme frei und unverschlüs-
selt. Lediglich die Privatsender 

Analoges Fernsehen ist Geschichte: Seit Jahren empfangen Zuschauer*innen Fernsehen ausschließ-
lich digital. Das bedeutet mehr Programme als beim analogen Fernsehen sowie eine bessere Qualität. 
Wir zeigen Ihnen, wie Sie Fernsehprogramme empfangen können und die richtige Gerätewahl treffen.

Besserer Empfang und mehr Senderauswahl
Die Verbraucherzentrale erklärt die unterschiedlichen Empfangsarten für das digitale Fernsehen

Digitales Fernsehen liefert unter anderem gestochen scharfe Bilder.
Foto: Proxima Studio / Adobe Stock

sind in HDTV verschlüsselt und 
können über den Pay-TV Anbie-
ter HD+ entschlüsselt werden. 
Allerdings müssen Sie erst mit 
Ihrem*ihrer Vermieter*in klä-
ren, ob Sie eine eigene Satelli-
tenschüssel installieren dürfen 
und ob das möglich ist. Der*die 
Vermieter*in kann die Instal-
lation von Satellitenschüsseln 
verbieten. Auch bei denkmal-
geschützten Häusern kann es 
zu Problemen kommen.

Quelle: VZ RPS

Nachruf
Friedrich-Wilhelm Förster

ist mit 99 Jahren gestorben. Das älteste Mitglied des Kreis-
verbandes Halberstadt trat am 1. April 1991 in den SoVD ein. 

Der Verstorbene lebte bis zu seinem Tod in seinem eige-
nen Haushalt im Ort Schlanstedt. Hier war er nur als „Onkel 
Friedrich“ bekannt. Für seine Verdienste um den Ort erhielt 
Friedrich-Wilhelm Förster 2020 den Huy-Taler und 2024 die 
Ehrenurkunde der Gemeinde Huy.

Der Kreisverband und alle, die ihn gekannt haben, werden  
Friedrich-Wilhelm Förster für immer in guter Erinnerung be-
halten.



Liebe Freundinnen und 
Freunde,

die Wahlwochen sind vorüber. 
Unser SoVD hat mit seinen Wahl-
bausteinen Stellung bezogen für 
eine Weiterentwicklung des Sozi-
alstaates.

Die Gespräche mit den sich zur 
Wahl in den Deutschen Bundes-
tag stellenden Menschen hatten 
zumeist gezeigt, dass sich Kandi-
datinnen und Kandidaten ihrer 
Verantwortung für den Zusam-
menhalt unserer Gesellschaft 
durch Bewahrung der zwischen-
menschlichen Solidarität bewusst sind.

Unser Bundestag und die von ihm zu kontrollierende Bundesregie-
rung haben sich in den nächsten vier Jahren Herausforderungen zu 
stellen und grundlegende Entscheidungen zu treffen, die uns alle be-
treffen. Die Bürgerinnen und Bürger in Deutschland erwarten eine Po-
litik des Ausgleiches, sie erwarten Befriedung nach innen und außen.

Alle Konzepte dafür, die im Vorfeld der Wahl mit Emotionalität und 
Mobilisierung von Gleichgesinnten diskutiert wurden, werden nun Ein-
gang in die parlamentarische Arbeit finden. Die Ergebnisse werden 
immer Kompromisse sein und der Zustimmung verschiedener Lager 
bedürfen.

Die Abgeordneten werden engen Kontakt zu Vereinen, Verbänden 
und Interessenvertretungen suchen. Der SoVD als das soziale Gewis-
sen der Politik wird nicht darauf warten, sondern er wird offensiv und 
mit konkreten Forderungen an die Volksvertreter und -vertreterinnen 
herantreten. Dazu gehören die Bewahrung des Sozialstaates, sowie 
die Sicherung des inneren und äußeren Friedens ebenso wie der Aus-
bau des Rentensystems, ausreichender Schutz vor gesellschaftlichem 
Abstieg bei Arbeitslosigkeit, Unfall oder Krankheit, inklusive Bildung in 
einem einheitlichen durchgängigen Bildungssystem in Kindergärten, 
Schulen, bei Berufsausbildung und im Studium sowie bei der lebens-
langen Weiterbildung.

Liebe Freundinnen und Freunde, engagieren Sie sich in unserem 
Verband! Sorgen wir alle dafür, dass der SoVD in Mecklenburg-Vor-
pommern als eine laute und kompetente Stimme von den Parlamen-
tariern und Parlamentarierinnen wahrgenommen wird. Wir bauen 
dabei ganz besonders auf die Frauen und Männer, die – aus unserem 
Bundesland kommend – nun in Berlin Politik gestalten werden.

Helmhold Seidlein, 
1. Landesvorsitzender

Editorial

Helmhold Seidlein

Erster Blick ins Programm 2025
Die erste Mitgliederversammlung am 13. Januar dieses Jahres bot nicht nur einen Rückblick auf 

das rege Verbandsleben, das 2024 stattgefunden hatte, es gab auch schon erste Informationen über 
die in 2025 geplanten Aktivitäten.

Die Mitgliederversammlung 
wurde von der Kreisvorsitzen-
den Andrea Preuß-Borowsky 
geleitet. In einer spannenden 
PowerPoint-Präsentation blick-
te sie auf die Ereignisse des Jah-
res 2024 zurück. Das vergange-
ne Jahr war voller Aktivitäten: 
Es wurden insgesamt zehn 
Mitgliederversammlungen, ein 
Grillfest und vier Tagesfahrten 
durchgeführt. Fast alle Ver-
anstaltungen waren auch für 
interessierte Nichtmitglieder 
geöffnet. Diese Treffen waren 
daher nicht nur wertvoll für 
das Verbandsleben, sondern 
auch für die Gewinnung neuer 
Mitglieder.

Ein besonderes Highlight die-
ses Mitgliedertreffens war der 
Vortrag von Margret Schurr. Als 
erfahrene Übungsleiterin für 
Gymnastik und leidenschaft-
liche Yogalehrerin hat sie sich 
seit vielen Jahren mit den posi-

tiven Effekten von Hatha-Yoga 
beschäftigt – der bekanntesten 
Yogaform, die Körperhaltun-
gen, Atemübungen und men-
tale Entspannungstechniken 
vereint. Frau Schurr gab den  
Zuhörenden nicht nur eine 
Einführung in diese Form des 
Yoga, sondern auch die Mög-
lichkeit, diese Techniken gleich 
einmal selbst auszuprobieren, 
denn Yoga ist für Jung und Alt 
geeignet. 

Im Anschluss an den span-
nenden Vortrag sprachen die 
Mitglieder über aktuelle The-
men, darunter die nächste 
Mitgliederversammlung zum 
Thema „Pflege“. Hierzu wurden 
Zettel verteilt, auf denen jede 
und jeder Fragen und Anregun-
gen dazu notieren konnte. So 
soll sichergestellt werden, dass 
alle Stimmen gehört werden 
und ein reger Austausch statt-
findet.

Die Vorsitzende berichte-
te außerdem von ihrem Be-
such einer Veranstaltung der 
Friedrich-Naumann-Stiftung, 
die sich mit den Erfahrungen, 
Lehren und Perspektiven fünf 
Jahre nach der Pandemie aus-
einandersetzte. Der Leiter des 
Projekts, Michael Roick, hatte 
hochkarätige Gäste eingeladen, 
darunter René Michael Domke, 
MdL und Fraktionsvorsitzen-
der der FDP, Mareike Mitschele, 
Bundessprecherin der Initiative 
NichtGenesen e. V. – Long Co-
vid, und Prof. Dr. Lars Kaderali, 
Mitglied des Expertenrates der 
Bundesregierung während der 
Pandemie.

Nach dem Bericht stellte 
Preuß-Borowsky die nächste 
Tagesfahrt nach Zingst, Darß 
Fischland vor, die am 13. April 
stattfinden wird und verteil-
te Flyer mit genaueren Reise- 
informationen.

Neujahrstreffen des Kreisverbandes Schwerin mit Vortrag über Hatha-Yoga

Die Mitglieder durften bereits Fragen für die nächste Mitglieder-
versammlung einreichen.

Margret Schurr (re.) pries die 
Vorteile von Yoga an.

„Der Rückgang der Apothe-
kenzahl verläuft immer drama-
tischer, die Versorgung dünnt 
zunehmend aus“, sagt ABDA-
Präsidentin Gabriele Regina 
Overwiening: „Jede geschlos-
sene Apotheke ist ein Mahnmal 
für eine gefährdete Versorgung 
für tausende Patient*innen. 
Die Menschen müssen längere 
Wege zur nächsten Apotheke 
zurücklegen und auf die bishe-
rige vertraute Versorgung ver-

zichten. Auch die immer weiter 
sinkende Zahl der Neueröffnun-
gen mahnen wir erneut an: Ge-
rade für junge Apotheker*innen 
lohnt es sich derzeit schlicht-
weg nicht, mit einem eigenen 
Apothekenbetrieb zu starten. 
In der Politik ist seit Jahren 
bekannt, dass die Apotheken 
chronisch unterfinanziert sind. 
Vorschläge der Apothekerschaft 
zum Gegensteuern gibt es viele. 
Diese Versorgungsideen wollen 

wir gerne mit einer künftigen 
Bundesregierung ausarbeiten, 
feinjustieren und umsetzen. 
Entscheidend dabei ist immer 
das gemeinsame Ziel: Für die 
Patient*innen muss die wohn-
ortnahe Versorgung durch in-
habergeführte Apotheken ge-
sichert und verbessert werden.“

Eine aktuelle Erhebung der ABDA (Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände) auf Basis der 
Meldungen der Landesapothekerkammern zeigt: Zum Ende des Jahres 2024 gab es nur noch 17.041 
Apotheken vor Ort und damit 530 Apotheken weniger als ein Jahr zuvor.

Rekordtief bei Anzahl der Apotheken vor Ort
Die Bundesvereinigung Deutscher Apotheken fordert die künftige Regierung zu Gegenmaßnahmen auf

Viele Kund*innen schätzen die 
persönliche Beratung in der 
Apotheke. Foto: belahoche / Adobe Stock
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Kreisverband Güstrow: Friedrich-Engels-Straße 27, 18273 Güs-
trow, Tel.: 03843 / 68 20 87.

Kreisverband Ludwigslust: Möllner Straße 30, 19230 Hagenow, 
Tel.: 03883 / 51 01 75.

Kreisverband Röbel: Predigerstraße 12, 17207 Röbel, Tel.: 
039931 / 12 96 17.

Kreisverband Nordwestmecklenburg: Am Kirchplatz 5, 23936 
Grevesmühlen, Tel.: 03881 / 71 33 23.

Kreisverband Parchim: Ludwigsluster Straße29, 19370 Parchim, 
Tel.: 03871 / 44 42 31.

Kreisverband Rostock: Henrik-Ibsen-Straße 20, 18106 Rostock, 
Tel.: 0381 / 76 96 130.

Kreisverband Rügen: Störtebeker Straße 30, 18528 Bergen / Rü-
gen, Tel.: 03838 / 20 34 81.

Kreisverband Schwerin: Mehrgenerationenhaus, 5. OG (hinter 
der Glastür rechts, 1. Raum), Dreescher Markt 1, 19061 Schwerin,  
Tel.: 0385 / 20 09 03 48.

Kontakt

Termine
Kreisverband Rostock

13. März, 12.30 Uhr: Frauentagsveranstaltung, China-Restaurant 
„Mr. Wu“, Platz der Freundschaft 2, 18059 Rostock. Gegenüber vom 
Hauptbahnhof, Hinterausgang. Anmeldung bis 10. März bei Uwe 
Wernicke unter Tel.: 0381 / 76 96 130 oder 0177 / 87 43 828 oder 
E-Mail an: info@sovd-rostock.de.

Kleines Loch – großer 
Schaden

Egal, wie hoch die Geschwin-
digkeit ist, mit der man durch 
ein Schlagloch fährt – Schäden 
am Fahrzeug drohen immer. 
Setzt ein Auto auf, können so-
wohl die Karosserie als auch 
der Auspuff beschädigt werden. 
Wer mit hohem Tempo durch 
ein Schlagloch fährt, riskiert 
darüber hinaus auch Schäden 
an der Lenkung, der Radauf-
hängung, den Reifen und den 
Felgen. Um Schäden vorzubeu-
gen, hilft nur: Vorausschauend 
und vorsichtig fahren, Warn-
schilder und Tempolimits ernst 
nehmen und die Fahrweise der 
Witterung und dem Straßenzu-
stand anpassen. ACE-Tipp: Bei 
Pfützen ist besondere Vorsicht 
angebracht, denn sie verbergen 
nicht selten Straßenschäden.

 
Durchs Schlagloch gefahren 
– was nun?

Nicht immer ist es möglich, 
Straßenschäden zu umfahren: 
Wer beispielsweise nicht aus-
weichen kann, ohne in den Ge-
genverkehr zu geraten, muss 
das geringere Übel in Kauf 
nehmen und durchs Schlag-
loch fahren. Anschließend ist 
es ratsam, sehr genau auf ver-

dächtige Geräusche zu achten. 
Diese können beispielsweise 
auf einen kaputten Auspuff 
hindeuten. Bei kleinsten Verän-
derungen – auch die Lenkung 
betreffend – gilt es, anzuhalten 
und den Pannendienst zu rufen. 
Auch Schäden an den Felgen 
sind nicht zu unterschätzen: 
Luftverlust, Reifenschäden, Vi-
brationen und Folgeschäden 
sind möglich. Bei gebrochener 
Felge kann es sogar zu einem 
Verlust der Fahrzeugkontrolle 
kommen. Je nach Beschädigung 
kann höchstens noch vorsichtig 
direkt in die nächste Werkstatt 
gefahren werden. ACE-Tipp: Da-
mit die Gefahr weiterer Pannen 
und Unfälle möglichst zeitnah 
ausgeräumt wird, empfiehlt es 
sich, Straßenschäden bei der 
zuständigen Verwaltung zu 
melden. Manche Städte und 
Gemeinden bieten zu diesem 
Zweck Online-Formulare an.

 
Reparatur notwendig – 
wer haftet?

Bei entstandenen Schäden 
sollten Betroffene unbedingt 
sowohl den Straßenzustand 
als auch den Schaden am Fahr-
zeug mit Fotos dokumentieren 
und die Polizei verständigen. 
Wer eine Vollkaskoversiche-

rung abgeschlossen hat, meldet 
den Schaden und bekommt die 
Reparaturkosten erstattet. Wer 
keine Vollkaskoversicherung 
besitzt, hat unter Umständen 
Anspruch auf Schadenersatz 
vom zuständigen Straßenbau-
lastträger. Denn diese sind für 
den verkehrssicheren Zustand 
von Straßen und Wegen ver-
antwortlich. Je nach Straße 
handelt es sich dabei meist um 
die Kommune, teils aber auch 
um das Land oder den Bund. Im 
Zweifel gibt die Kommune da-
rüber Auskunft. Der Verkehrs-
sicherungspflicht des Straßen-
baulastträgers steht allerdings 
die Pflicht aller Autofahrenden 
gegenüber, ihre Fahrweise an 
den Straßenzustand und die 
Witterung anzupassen. Weist 
die Fahrbahn Schäden auf und 
die Geschwindigkeit wurde 
nicht entsprechend reduziert, 
schwindet die Chance auf Scha-
denersatz vom Straßenbaulast-
träger.

 
Schadenersatzforderung – 
wie geht man vor?

Um mit der Forderung nach 
Schadenersatz vom Straßen-
baulastträger erfolgreich zu 
sein, ist es hilfreich, den Pan-
nenfall besonders genau zu 

dokumentieren. Denn wer An-
spruch erhebt, muss entweder 
eine Verletzung der regelmä-
ßigen Kontrollpflicht, also ein 
schuldhaftes Übersehen von 
Schlaglöchern, oder ein Un-
terlassen der Beseitigung von 
Schlaglöchern nachweisen. 
Schon durch ein Schild, das 
vor den Straßenschäden warnt, 
können mögliche Haftungsan-
sprüche ausgeräumt werden 
und die Reparaturkosten müs-
sen selbst getragen werden. 
Zeugenaussagen und Fotos der 
genauen Verkehrssituation – 
insbesondere nicht aufgestell-
ter Beschilderung – können in 
solchen Fällen helfen. Auch 
sind der Einsatzbericht und 
die ergriffenen Maßnahmen 
der Polizei häufig dienlich, um 
nachzuweisen, dass die Schä-

Durch Temperaturschwankungen – insbesondere den Wechsel von Frost und Tauwetter – entstehen 
in den Wintermonaten häufig Risse im Straßenbelag, die schnell größer werden. Beschädigte Straßen 
können schwerwiegende Folgen für alle Verkehrsteilnehmenden haben. Der ACE (Auto Club Europa), 
informiert, was bei schadhaftem Straßenbelag zu beachten ist und was man tun sollte, wenn das 
Fahrzeug dadurch sogar Schaden nimmt.

Was ist zu tun bei Schäden am Fahrzeug?
Der Auto Club Europa gibt Verhaltenstipps bei Beschädigungen des Autos durch Schlaglöcher

Gerade im Winter kommt es bei Frost zur Entstehung von Schlag-
löchern, die ein Fahrzeug ziemlich beschädigen können.

Foto: Bernd Leitner / Adobe Stock

den am Auto durch das Durch-
fahren der defekten Straßen-
stelle entstanden sind.

Es empfiehlt sich, eine qua-
lifizierte Rechtsanwältin oder 
einen Rechtsanwalt zu konsul-
tieren, um die Erfolgschancen 
zu prüfen. Ist es realistisch, 
gegen den Straßenbaulastträ-
ger vorzugehen, sollte diesem 
der Schaden gemeldet und mit 
Fotos sowie einem Kostenvor-
anschlag oder Gutachten do-
kumentiert werden. Lehnt die 
Behörde oder ihre Versicherung 
die Schadensübernahme ab, 
besteht die Möglichkeit einer 
Klärung vor Gericht. ACE-Tipp: 
Eine bestehende Rechtsschutz-
versicherung – zumindest für 
Verkehrsrecht – übernimmt in 
der Regel die Kosten für Anwalt 
und Verfahren.         Quelle: ACE

Mikrozensus ist kein Datenklau
Die Verbraucherzentrale Mecklenburg-Vorpommern erhält immer wieder Anfragen zu den Haus-

haltsbefragungen des Statistischen Amtes, dem sogenannten Mikrozensus. Dabei geht es beunru-
higten Verbraucher*innen in der Regel um Folgendes: Ist diese Abfrage seriös oder handelt es sich 
um eine neue Form des Datenklaus?

Die Verbraucherzentrale kann 
„Entwarnung“ geben. Diese amt-
liche Befragung wird auf Grund-
lage des Mikrozensusgesetzes 
durchgeführt. Es geht um die 
Struktur der Bevölkerung, die 
Entwicklung des Arbeitsmarktes 
und die Art der Erwerbsbeteili-
gung. Grundsätzlich sind alle, 
die ausgewählt wurden an der 
Befragung teilzunehmen, auch 
zur Auskunft verpflichtet.

Das statistische Amt Mecklen-
burg-Vorpommern unterstützt 
die Haushalte dabei durch den 
Einsatz von Interviewer*innen. 
Diese sind ehrenamtlich be-
stellt, extra für diese Aufgabe 
geschult und können sich aus-
weisen. Es ist aber auch möglich, 
den Fragebogen selbst schrift-
lich zu beantworten (kompletter 
Fragebogen und weitere Infos 

unter: www.laiv-mv.de).
Nach Auskunft des Amtes ist 

der Datenschutz bei dieser Er-
fassung von besonderer Bedeu-
tung: „Ihre Angaben werden ge-

heim gehalten und dürfen nur für 
statistische Zwecke verwendet 
werden. Die Interviewer*innen 
sind zur strikten Verschwiegen-
heit verpflichtet“.          Quelle: VZ

Verbraucherzentrale bestätigt Sicherheit der Fragebogen vom Statistischen Amt 

Amtliche Befragungen werden unter Einhaltung von Datenschutz-
regeln durchgeführt, die Interviewer*innen müssen sich ausweisen.

Foto: Monkey Business / Adobe Stock
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Anzeige

  

Am 3. April 2025 feiern wir unser 60-jähriges Jubiläum und möchten dieses besondere 
Ereignis mit Ihnen teilen! Genießen Sie eine erholsame Auszeit an der Nordsee mit 
unserem Geburtstags-Special:

  reichhaltiges Frühstücks- und Abendbuffet mit allem, was das Herz begehrt
  frische Meeresluft

Jetzt Urlaub in Büsum anfragen unter Telefon 04834 - 95250 oder auf unserer Internetseite 
www.erholungszentrum-buesum.de 

*  Angebotspreis: ab 2 bis 7 Übernachtungen nach Verfügbarkeit – statt 85,00 € nur 70,00 € pro Nacht/Person für SoVD Mitglieder, im Haus 
Nordsee oder Haus Andrea, zzgl. Kurtaxe der Gemeine Büsum – inklusive Halbpension. Buchbarer Zeitraum: vom 1. April bis 08. April 2025 
und vom 08. April bis 15. April 2025 nach Verfügbarkeit für SoVD Mitglieder. Gruppenbuchung für dieses Angebot ausgeschlossen. 

Feiern Sie mit uns!
60 Jahre Erholungszentrum Büsum

für Mitglieder

ab 70 € pro Nacht *

Adaptive Mode für jeden Bedarf
Kleidung ist ein wichtiger Teil des Alltages und ein Grundbedarf. Für viele Menschen mit Behinderun-

gen, chronisch Kranke oder Ältere birgt sie aber Hürden. Dabei bedeutet Inklusion auch hier: Nicht die 
Menschen müssen sich den Bedingungen anpassen – was oft auch nicht geht –, sondern die Bedingungen 
den Menschen. Sogenannte adaptive Mode zielt genau darauf. Sie rückt nun mehr ins Bewusstsein.

Ob körperliche, kognitive oder 
psychische Beeinträchtigung – 
adaptive Kleidung soll sich den 
Bedürfnissen und Fähigkeiten 
anpassen. Probleme machen 
können zum Beispiel Knöpfe, 
Reißverschlüsse und Schnür-
senkel, Schnitte, Texturen oder 
die Hautverträglichkeit.

So kann es bei einer Prothese 
das An- und Ausziehen erleich-
tern, wenn Ärmel oder Hosen-
beine sich weit öffnen lassen 
oder alles einhändig geht. Klet-
ten, Gummizüge und Elastik-
stoffe nutzen vielen Menschen, 
Kleinwüchsige haben andere 
Maße und manchen Rollstuhl-
fahrenden hilft es, wenn ein 
Oberteil vorn kürzer ist, eine 
Hose nicht zu glatt ist und drü-
ckende Nähte hinten fehlen.

Das gab es lange nur in funk-
tionaler Optik, oft als „Pflege-
kleidung“ eingeordnet. Inzwi-
schen wächst das Bewusstsein 
für das Thema – und dafür, dass 
das Design „benutzerfreund-
lich und komfortabel sein und 
gleichzeitig stilvoll aussehen“ 
sollte, so etwa ein Labelmitin-

haber im Rahmen der Messe 
Rehacare 2024. Inklusion ist ein 
Menschenrecht; und zur Selbst-
bestimmung gehört auch bei 
Kleidung, Auswahl zu haben. 

Das Angebot steigt. Neue La-
bels entwerfen Zeitgemäßes 
und binden Betroffene ein. Auch 
einige große „Mainstream“-
Marken entdecken die Zielgrup-
pe und den Image-Vorteil durch 
Vielfalt, haben eine adaptive 

Kollektion. Europa ist laut Fach-
medien mit Abstand der größte 
Markt für adaptive Mode; welt-
weit soll er bis 2026 auf 400 
Milliarden US-Dollar (etwa 388 
Milliarden Euro) wachsen. 

Aber oft sind die Stücke teuer 
und schwer zu finden. Gäbe es 
sie in allen großen Einkaufs-
straßen, Centern und Online-
Shops, wäre das inklusives 
Shopping.  Eva Lebenheim

Inklusion betrifft jeden Lebensbereich – mehr Vielfalt aus der Textilindustrie nötig

Speziell an Behinderungen angepasste Kleidung baut Barrieren ab.
Foto: DC Studio / Adobe Stock

Mehr Angststörungen
Psychisch krank durch Dauerstress und Krisenlagen 

Rund ein Drittel der Bevölkerung in Deutschland leidet an psychi-
schen Störungen und Erkrankungen. Laut einer neuen Auswertung 
sind ein Großteil davon Angststörungen; und sie steigen stark an. 
Deutlich mehr Menschen als früher erhalten diese Diagnose.

2023 bekamen rund 5,5 Millionen Menschen eine Erst- oder Fol-
gediagnose im Bereich Angsterkrankungen. Das waren 77 Prozent 
mehr als 15 Jahre zuvor – ein immenser Anstieg! Dieser zeigte sich 
zumindest bei den gesetzlich Krankenversicherten. Denn er beruht 
auf neuen Hochrechnungen, die die KKH (Kaufmännische Kran-
kenkasse) anhand ihrer Daten anstellte. Allein bei der KKH waren 
107.700 Menschen betroffen; rund 6,5 Prozent ihrer Versicherten. 
Unklar ist, wie viele weitere gar nicht zu Ärzt*innen gingen.

Die Erkrankten erleben starke Angst und körperliche Symptome. 
Oft sind diese so schwer, dass sie den Alltag sehr beeinträchtigen. 
Dazu gehören etwa plötzliches Herzrasen, Brustschmerz, Panik, 
Erstickungsgefühle, Schwindel, 
Übelkeit, Schweißausbrüche, 
Kopfschmerz, verschwommenes 
Sehen, Muskelverspannungen, 
Magenschmerzen und Durchfall. 

Risiken sind chronischer 
Stress und lange Belastungen 
beruflich oder privat, Konflikte 
oder Traumata. Aber auch die 
anhaltenden politischen und 
gesellschaftlichen Krisen kön-
nen ein Auslöser sein. Mehr 
Frauen als Männer erkranken. 
Die KKH-Auswertung zeigte zu-
dem regionale Unterschiede. So 
gab es den größten Anstieg in 
Sachsen, den kleinsten in Hes-
sen. Den höchsten Betroffenen-
Anteil an der Bevölkerung hatte 
mit 8,1 Prozent Berlin.  ele / dpa

Panikattacken, etwa mit Herzra-
sen, können von Stress kommen.

Foto: brizmaker / Adobe Stock
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Die möglichen Antworten auf unsere Scherzfragen sind nicht so ganz ernst gemeint. Lass also deiner 
Fantasie freien Lauf! Fällt dir für keines der beiden Rätsel eine Lösung ein, dann schick uns gerne eine 
eigene Scherzfrage – aber bitte mit Antwort! Die Adresse findest du unter dem „Tipp für Kinder“.

Rolands Rätselecke

Kreative Antworten gesucht
Tipp für Kinder

Unterricht statt Ruhestand
Verena Zapf ist Lehrerin. Sie sagt, sie habe schon als Kind von diesem Beruf geträumt. Vor Kurzem 

wurde die Berlinerin 80 Jahre alt – und unterrichtet noch immer. Einige Monate war sie zwischendurch 
in Rente. Doch das Nichtstun hielt sie nicht aus. An einem Gymnasium gibt sie Biologie-Leistungskurse.

Es fehlt an Personal. Allein 
in Berlin unterrichten aus die-
sem Grund rund 400 Lehrkräf-
te, die eigentlich schon in Ren-
te sein sollten. Die vermutlich 
deutschlandweit dienstälteste 
von ihnen ist Verena Zapf. Die 
Biologie- und Chemielehrerin 
arbeitet an zwei Tagen in der 
Woche an einem Gymnasium in 
Berlin.

Dort ist man dankbar für das 
Engagement der 80-Jährigen. 
Die Leitung der Evangelischen 
Schule Köpenick sieht in ihr 
eine große Bereicherung. Zapf 
schaue immer auf die Stärken 
und Schwächen der einzelnen 
Jugendlichen und zeige, dass 
man nicht abstumpfen dürfe. 
Von ihrem Erfahrungsschatz, so 
die Schulleitung, profitierten 
auch jüngere Kolleg*innen.

Seit 1967 unterrichtet Verena 
Zapf bereits. Sie habe immer 
schon Lehrerin werden wollen, 
sagt sie, und sei es immer noch 
„mit ganzem Herzen“. Als sie 
in den Ruhestand ging, habe 
ihr die Beschäftigung gefehlt. 
Einfach auf der Couch sitzen 
und Filme schauen, so Zapf, sei 
nichts für sie gewesen. Dafür ist 
die rüstige Berlinerin auch viel 

zu aktiv. Regelmäßig besucht 
sie ein Fitnessstudio und geht 
an der frischen Luft spazieren. 

„Man muss die Schüler ernst 
nehmen und einen guten und 
abwechslungsreichen Unter-
richt machen. Dann ziehen sie 
auch mit“, erklärt Verena Zapf. 
Sie sei zwar nicht per Du mit 
ihren Schüler*innen, aber im-
mer auf Augenhöhe. „Ich höre 
mir jedes Problem an, im Un-
terricht oder auch in der Pau-
se.“ Ihre Klassen wissen das 

offensichtlich zu würdigen. 
„Manchmal bekomme ich nach 
dem Abitur Dankesbriefe, und 
ich habe auch noch Kontakt zu 
ehemaligen Schülern“, sagt die 
Lehrerin.

Als die Seniorin vor Kurzem 
Geburtstag hatte, brachte ihr 
die ganze Schule ein Ständchen. 
Ans Aufhören denkt Verena Zapf 
daher noch lange nicht. Warum 
auch? „Das kann man schaffen, 
bis man 100 ist“, zeigt sie sich 
überzeugt.

So lange musste wohl noch niemand „nachsitzen“: Senior-Lehrerin 
Verena Zapf feierte ihren 80. Geburtstag auf dem Schulhof.

Foto: Fabian Sommer / picture alliance / dpa 

Fotos: JenkoAtaman, Light Impression / Adobe Stock; Montage: SoVD

Voll engagiert

Die Katze lässt die Fische nicht aus den Augen. Wenn du genauso 
gut beobachtest, dann entdeckst du auf dem unteren Bild insgesamt 
fünf Unterschiede – viel Erfolg!

Die Auflösung findest du auf Seite 18 in dieser SoVD-Zeitung.

Fröhliche Fehlersuche

Chaos unter Wasser

Grafik: Надежда Ковальская / Adobe Stock

Jasper und das Lied 
der Nachtigall

Jasper und seine Schwester Rosie lauschen jedes Jahr derselben 
Nachtigall. Doch in diesem Jahr kehrt der Singvogel nicht zurück 
– und Rosie auch nicht. Nie wieder. Als Jasper erfährt, dass Rosie 
nun an einem besseren Ort sei, schnappt er sich seinen Rucksack 
und sein Vogelbuch und läuft los. Denn eines weiß Jasper genau: 
Was man liebt, ist nie ganz verloren, es ist bloß woanders. Er muss 

Rosie und die Nachtigall also 
nur wiederfinden und alles wird 
gut, oder? Eine bewegende und 
tröstende Geschichte.

Das gefühlvolle Buch spendet 
Trost und vermittelt die Bedeu-
tung von Freundschaft und Fa-
milie. Einfühlsam und kindge-
recht behandelt die Geschichte 
rund um Jasper Themen wie 
Verlust und Einsamkeit.

Sarah Ann Juckes: Jasper und 
das Lied der Nachtigall. Loewe, 
272 Seiten, ab 8 Jahren, ISBN: 
978-3-7432-1535-1, 16,95 Euro.

Möchtest du das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schicke die 
Lösung aus „Rolands Rätselecke“ unter dem Betreff „Jasper und das 
Lied der Nachtigall“ per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder mit 
dem gleichen Stichwort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. März.

Eine Familie mit drei Kindern drängelt sich 
unter einem einzigen Regenschirm. Warum 
wird trotzdem niemand von ihnen nass?

Warum gelten Menschen mit einer 
Glatze als überaus friedlich?
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Foto: ABBfoto / picture alliance / dpa

Denksport

In diesem Durcheinander stecken – von links nach rechts oder 
umgekehrt – mit dem Frühling verbundene Begriffe. Jeder Buch-
stabe darf nur einmal verwendet werden und ist direkt mit dem 
auf ihn folgenden verbunden. Blicken Sie da noch durch?

Die richtigen Antworten finden Sie auf Seite 18 dieser Ausgabe.

Der Frühling kommt

Foto: Alex Stemmer / Adobe Stock

Anja Kling und andere Promis sammeln beim Schlittenhunderennen 
„Baltic Lights“ jedes Jahr Geld für die Welthungerhilfe.

Mit Husky für die Hungerhilfe
Sie blickt auf eine lange Karriere zurück und ermittelte zuletzt in der ZDF-Krimireihe „Das Quartett“. 

Um Geld für die Arbeit der Welthungerhilfe zu sammeln, nimmt die Schauspielerin regelmäßig an einer 
Benefizveranstaltung auf Usedom teil. Am 22. März feiert Anja Kling ihren 55. Geburtstag.

Anja Kling sagt, sie habe eine 
positive Lebenseinstellung. Für 
sie, so die gebürtige Potsdame-
rin, sei das Glas eher halb voll 
als halb leer. Mit Optimismus 
wirbt die Schauspielerin daher 
auch für die Welthungerhilfe 
und nimmt gemeinsam mit ih-
rer Schwester Gerit regelmäßig 
an Charity-Veranstaltungen teil.

Den „Jugendwahn“ in ihrem 
Beruf hält Anja Kling für einen 
Irrglauben. Sie sei überzeugt, 
dass Schauspielerinnen ab 50 
aufgrund ihrer Lebenserfahrung 
viele spannende Geschichten zu 
erzählen haben.

Anja Kling engagiert sich bei Schlittenhunderennen „Baltic Lights“

Skeptiker und Klugscheißer
Bekannt machte den Komiker die Parodiesendung „Switch“. Zudem gehörte der selbsternannte Klug-

scheißer bereits den Rateteams diverser Quizsendungen an. Wohl auch deshalb hinterfragt er mit 
Vorliebe pseudowissenschafliche Erklärungen. Am 20. März wird Bernhard Hoëcker 55 Jahre alt.

Seit zehn Jahren geht der in 
Neustadt an der Weinstraße ge-
borene Bernhard Hoëcker in der 
ARD-Quizshow „Wer weiß denn 
sowas?“ kuriosen Dingen des 
Alltags auf den Grund. Auf die 
Frage, wie man eigentlich Klug-
scheißer wird, antwortete er ein-
mal: „Ganz einfach: Indem man 
anderen Klugscheißern zuhört!”

Als bekennender Skeptiker 
ist Hoëcker Mitglied der „Gesell-
schaft zur wissenschaftlichen 
Untersuchung von Parawis-
senschaften“. Diese hinterfragt 
unter anderem Mythen und 
Verschwörungstheorien.

Berhard Hoëcker („Wer weiß denn sowas?“) misstraut Verschwörungstheorien

Die beiden Teamkapitäne Bernhard Hoëcker (li.) und Elton (re.) mit 
„Wer weiß denn sowas?“-Moderator Kai Pflaume.

Foto: Hendrik Schmidt / picture alliance / dpa

Vor allem Ältere gehen mit der jungen Generation oft hart ins Gericht. Diese sei faul und ihre Sprache 
verrohe. Schlagersänger Roland Kaiser will das so nicht stehen lassen. Er nimmt die Jugend in Schutz 
– aus einem einfachen Grund: Der 72-Jährige erinnert sich noch sehr gut an seine eigene.

Roland Kaiser bleibt auch im Alter aufgeschlossen. Das dürften nicht 
zuletzt seine jüngeren Fans zu schätzen wissen.

„Wir waren exakt genauso“

Die häufig gerade von Men-
schen seines Alters geäußerte 
Kritik empfindet Roland Kaiser 
als ungerecht. „Wir waren exakt 
genauso,“ sagt der in Westberlin 
geborene Sänger. Auch er habe 
sich gegen das Establishment 
aufgebäumt und eine andere 
Sprache gesprochen. 

Der Kultsänger empfindet 
seine eigenen Kinder als Be-
reicherung. Diese seien ihm bei 
den digitalen Medien überlegen, 
dafür könne er wiederum andere 
Dinge besser. Wenn man sich da 
in der Mitte treffe, so Kaiser, sei 
das wunderbar.

Roland Kaiser („Santa Maria“) nimmt Jugend gegen pauschale Vorwürfe in Schutz

Foto: Morris Mac Matzen / ARD
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Buchtipp

Zu jung? Zu alt? Egal!
Altersdiskriminierung ist weit verbreitet und meist unsichtbar. 

Inzwischen dringt zumindest die systematische Benachteiligung 
älterer Menschen ins öffentliche Bewusstsein. Aber tatsächlich 
begleiten altersbedingte Vorurteile das gesamte Arbeitsleben. 
Die dramatischen Folgen zeigen 
sich in dem Mangel an Fachkräf-
ten oder in dem generellen Frust 
vieler Beschäftigter. 

Dieses Buch zeigt existierende 
Lösungen und zukunftsweisende 
Ansätze auf. Ein Impuls könnte ein 
neuer Altersbegriff sein, der als 
Ausgangspunkt für eine Entwick-
lung dient, die allen nützt. Denn 
heute erlebt jeder Mensch über 
das ganze Leben hinweg Altersdis-
kriminierung. Ein Ausweg aus die-
sem Dilemma wäre demnach das 
sogenannte altersfreie Arbeiten.

Peter Lau, Clara Vuillemin: Zu jung? Zu alt? Egal! Für eine Arbeits-
welt ohne Altersgrenzen. Brand eins books, 128 Seiten, ISBN: 978-3-
98928-024-3, 20 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie mit dem Betreff „Zu jung? Zu alt? Egal!“ ent-
weder per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber mit dem glei-
chen Stichwort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. März.
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

215

2 4 9
8 3 6 4

9 1 3 8
4 5 1 6

7 5 4
8 9 5 3
2 3 6 1
3 5 6 2
6 2 9

1 8 3
9 5 4 7

9 8 5
9 7 4

7 4 3
2 5 6

5 3 2
2 3 9 5

6 1 4

7 9 1 5 3 6 8 4 2
4 5 8 7 2 1 6 9 3
2 3 6 8 9 4 5 7 1
9 7 2 4 8 3 1 5 6
8 1 5 9 6 7 2 3 4
6 4 3 2 1 5 9 8 7
1 8 9 3 7 2 4 6 5
3 2 4 6 5 9 7 1 8
5 6 7 1 4 8 3 2 9

2 3 7 5 6 8 4 9 1
9 4 1 7 2 3 6 5 8
8 6 5 4 1 9 7 2 3
1 5 8 2 7 4 9 3 6
6 9 3 8 5 1 2 7 4
4 7 2 3 9 6 8 1 5
3 1 9 6 4 2 5 8 7
7 8 6 9 3 5 1 4 2
5 2 4 1 8 7 3 6 9

Möchten Sie einen weiteren (hier nicht abgebildeten) Buchpreis 
gewinnen? Dann notieren Sie die eingekreisten Zahlen von oben 
nach unten und schicken Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de 
oder per Post an: SoVD, Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. März.

Des Rätsels Lösung
Welcher Dominostein passt? 
(Ausgabe Februar, Seite 16)

Die passenden Dominosteine 
trugen die Nummern 2, 4 und 6.

Der Frühling kommt
(Denksport, Seite 17)

In den Waben waren die 
Wörter Hyazinthe, Osterhase 
und Allergien versteckt. 

Chaos unter Wasser 
(Fehlersuche, Seite 16)

Siehe Markierungen rechts.

Affen gehen in Gruppen pullern
Hätten Sie’s gewusst?

Ein italienisches Sprichwort sagt: „Wer nicht in Gesellschaft pinkelt, 
ist ein Dieb oder ein Spion.“ Schimpansen wären damit entlastet.

Nicht nur Gähnen ist ansteckend, Pullern offenbar auch – zumindest bei Schimpansen. Das zumindest 
fand kürzlich ein japanisches Forschungsteam der Universität Kyoto heraus. Die Wissenschaftler*innen 
beobachteten die Menschenaffen über insgesamt 600 Stunden hinweg beim Urinieren.

Goldmomente für die Seele

Eine Schachtel ist für zwei 
Euro erhältlich. Zugute kommen 
die Einnahmen dem Malteser-
Projekt „Anlaufstelle für Trau-
ernde“. Unter den Namen Weg-
gefährten, Lichtblick, Trostgold, 
Bauchgefühle und Sternstunden 
gibt es insgesamt fünf verschie-
dene Sorten von kleinen Päck-
chen. Diese nehmen jeweils un-
terschiedliche Bedürfnisse und 
Facetten der Trauer in den Blick.

Der Automat soll die kirchli-
che Trauerbegleitung niedrig-
schwellig ergänzen. Auf diese 
Weise können Hinterbliebene 
das Angebot anonym und selbst-
bestimmt nutzen.

Ähnlich wie Menschen, die zu 
zweit oder mehreren aufs Klo 
gehen, neigen auch Schimpan-
sen zum Gruppenpullern. Das 
Verhalten der Tiere, vermuten 
die Forschenden, diene der 
Stärkung sozialer Bindungen 
oder spiegele Führungsrollen 
wider. Denkbar sei, dass die 
Gruppe dadurch vom Chef zur 
Blasenentleerung animiert wer-
de. Das wiederum ließe Paralle-
len zu Eltern erkennen, die vor 
der anstehenden Autofahrt die 
Kinder noch einmal zur Toilette 
schicken. In Japan hegt man da-
her die Theorie, das Phänomen 
könnte tief reichende evolutio-
näre Wurzeln haben.

Der Inhalt dieses ungewöhnlichen Automaten soll Trost spenden.
Foto: Erzbistum Berlin

Auf einem katholischen Friedhof in Berlin steht ein sogenannter „Kiosk der Kostbarkeiten“. An dem 
Automaten erhalten Trauernde kleine Schatzkästchen, deren Inhalt sie ermutigen und trösten soll. Sehr 
schön drückt es das zuständige Erzbistum aus: Man wolle „kleine Goldmomente für die Seele“ schenken.

Gibtʼs doch gar nicht, oder?

Foto: ANSHIN / Adobe Stock

Buchtipp

Zeiten der Einsamkeit
Einsamkeit kennt viele Ursachen und Ausprägungen und ist 

ein großes Thema unserer Gesellschaft. Es zieht sich auch durch 
die Schicksale in diesem Buch: John hat den Tod seiner Eltern 
nie überwunden und stürzt in die Einsamkeit. Marta leidet un-
ter der Gewalt ihres Mannes und zieht sich aus der Welt zurück. 
Dolores hat als Sängerin den Weg aus der Armut auf die Bühne 

gefunden, wird dabei aber ihrer 
Familie fremd. 

Nicht erst seit Corona leiden 
immer mehr Menschen darunter, 
allein zu sein. Vor Kurzem hat die 
Bundesregierung eine Strategie 
gegen Einsamkeit auf den Weg 
gebracht. Was hat sich verändert 
in unserer Gesellschaft? Steigt 
mit der Freiheit, das Leben selbst 
zu bestimmen, das Risiko, zu ver-
einsamen? Janosch Schobin hat 
sozusagen das Buch der Stunde 
geschrieben – für alle, die verste-
hen wollen, was es mit diesem 
schmerzlichen Gefühl auf sich hat.

Janosch Schobin: Zeiten der Einsamkeit. Erkundungen eines univer-
sellen Gefühls. Hanser Verlag, 224 Seiten, ISBN 978-3-446-28267-4, 
24 Euro.

Möchten Sie das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schreiben 
Sie mit dem Betreff „Zeiten der Einsamkeit“ entweder per E-Mail 
an: verlosung@sovd.de oder aber per Post an: SoVD, Redaktion, 
Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. März.
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Das Lösungswort zum Gewinnen eines weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreises bitte bis zum 15. März einsenden an: 
SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin oder per E-Mail an: kreuzwortraetsel@sovd.de. 

Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!

SoVD – Soziales im Blick erscheint 
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Hörbuchtipp

Wenn Ende gut, 
dann alles

„Halt an, Tommi! Kind ist ganz nass bei diese scheußliche Wetter, 
muss sich doch kümmern jemand.“ Svetlana liebt russische Literatur 
und Detektivgeschichten. Ihre Lebensweisheiten sind so legendär 
wie ihre Grammatik. Tommi hofft derweil auf seinen Durchbruch als 
Bestsellerautor und haust im alten Wohnmobil seines Vaters. Das hat 
der ihm zusammen mit seiner ukrainischen Putzfrau Svetlana über-
lassen. Als Tommi und Svetlana ei-
nes Abends ein kleines Mädchen 
am Waldrand auflesen, ahnen sie 
nicht, dass ihre Suche nach des-
sen Mutter sie auf die Spur ei-
nes Verbrechens bringt – und sie 
selbst in große Gefahr.

Volker Klüpfel: Wenn Ende gut, 
dann alles. Der Hörverlag, 2 CDs  
(mp3), gelesen von Shenja Lacher, 
ISBN: 978-3-8445-5289-8, 24 Euro.

Möchten Sie dss vorgestellte Hörbuch gewinnen? Dann schrei-
ben Sie mit dem Betreff „Wenn Ende gut, dann alles“ entweder per 
E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber mit dem gleichen Stich-
wort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 
Berlin. Einsendeschluss ist der 15. März.
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2024 weniger Ausfälle als vorher
Krankheitsausfälle bei der Arbeit sind nach Angaben großer Krankenkassen im Jahr 2024 erstmals 

wieder leicht zurückgegangen. Im Schnitt waren Erwerbstätige 19,1 Tage krankgeschrieben, wie die 
Techniker Krankenkasse (TK) vor kurzem nach eigenen Versichertendaten mitteilte. Im Jahr zuvor 
war ein Wert von 19,4 Tagen ermittelt worden. 

Erkältungen, Rückenschmer-
zen, psychische Probleme: In vie-
len Firmen nahmen Fehlzeiten 
wegen Krankheit in den letzten 
Jahren zu. Doch diese Entwick-
lung scheint nun wieder etwas 
abzunehmen. Das zeigen nicht 
nur die bei der TK erhobenen 
Daten. Auch die DAK-Gesundheit 
meldete einen Rückgang von 
durchschnittlich 20 auf 19,7 
Fehltage.

Laut Auswertung der Kasse gab 
es zwar einen geringfügigen An-
stieg der Krankmeldungen – die 
Falldauer war im Schnitt mit 9,7 
Tagen aber kürzer als 2023 mit 
10,1 Fehltagen. Ursache Num-
mer eins für Krankschreibungen 
waren auch im vergangenen 
Jahr Erkältungskrankheiten wie 
grippale Infekte, Bronchitis oder 
Corona-Infektionen, wie die TK 
mitteilte. Bei ihren Versicherten 
waren im Schnitt 4,67 Fehlta-
ge je Erwerbsperson auf diese 
Infekte zurückzuführen. 2023 
waren es noch 5,11 Fehltage 
gewesen. Bei der DAK gab es bei 
solchen Atemwegsinfekten eine 
Abnahme von durchschnittlich 
4,2 Ausfalltagen auf 3,8 Tage zu 

verzeichnen. Bei der DAK sind 
2,4 Millionen Beschäftigte ver-
sichert, bei der TK insgesamt 
sechs Millionen Erwerbstätige.

Etwas weniger Krankschrei-
bungen im Job registrierten 
beide Kassen 2024 wegen Be-
schwerden wie Rückenschmer-
zen und Bandscheibenvorfällen. 

Einen leichten Anstieg gab es 
hingegen bei den psychischen 
Erkrankungen. Bei der TK fie-
len deswegen 2024 im Schnitt 

3,75 Fehltage je Erwerbsperson 
an. Bei der DAK verlängerten 
sich diesbezüglich die durch-
schnittlichen Fehlzeiten von 
3,2 auf 3,4 Tage. Grundsätzlich 
riefen die die Kassen riefen zu 
mehr Gesundheitsschutz in Fir-
men auf. Mit einer vertrauens-
vollen und wertschätzenden 
Unternehmenskultur könnten 
Arbeitgeber*innen viel zum 
Wohlbefinden ihrer Mitarbeiten-
den beitragen. dpa / veo 

TK und DAK melden weniger Krankmeldungen – Appell zu mehr Schutz in Firmen

Erkältungen sind die häufigste Ursache für Krankschreibungen.
Foto: sebra / Adobe Stock 

Anzeigen

Ab März weniger Rente
Krankenversicherungsbeiträge steigen für Senioren

Für gesetzlich versicherte 
Arbeitnehmer*innen haben 
sich die Beiträge für die Kran-
kenversicherung zum Jahres-
wechsel teilweise stark erhöht. 
Im Schnitt stieg der Zusatzbei-
trag von 1,7 auf 2,5 Prozent, bei 
einzelnen Krankenkassen auch 
deutlich höher. Jede Kranken-
kasse kann selbst über die tat-
sächliche Höhe des Zusatzbei-
trages entscheiden. Die meisten 
gesetzlich Versicherten haben 
seit Januar deshalb ein gerin-
geres Nettogehalt. 

Es ist gesetzlich festgelegt, 
dass dieser geänderte Kran-
kenkassenbeitrag sich erst zwei 
Monate später auf die Renten-
höhe auswirkt. Rentner*innen 
spüren diese Anpassung daher 
verzögert. Ab März werden viele eine geringere monatliche Über-
weisung erhalten, eine schriftliche Information durch die Renten-
versicherung gibt es in der Regel nicht.

So wie beim regulären Krankenkassenbeitrag übernimmt die 
Rentenversicherung auch beim Zusatzbeitrag die Hälfte der Kos-
ten – analog wie der Arbeitgeber für berufstätige Versicherte. Die-
sen Anteil leitet die Rentenversicherung direkt an die jeweilige 
Krankenkasse weiter. 

Hat eine Krankenkasse ihren Zusatzbeitrag also beispielsweise 
um 1 Prozent erhöht, erhalten Rentner*innen 0,5 Prozent weniger 
Rente. Bei einer Rente von 2.000 Euro ergibt das eine um 10 Euro 
niedrigere Auszahlung. str

Mit Verzögerung wirken sich die steigenden Sozialabgaben auch 
auf die Rentenhöhe aus. Im März greifen die neuen Sätze für ge-
setzlich krankenversicherte Rentner*innen. 

Die medizinische Versorgung 
für Ältere ist wichtig – und wird 
ab März etwas teurer. 

Foto: Kzenon / Adobe Stock
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Wechseln Sie zum E-Paper!
Der kürzeste Weg zur Anmeldung geht über das Smart-
phone. Einfach den QR-Code-Scanner öffnen und über 
den Code halten. Es erscheint ein Link, den Sie antippen 
können. Wenn auf Ihrem Gerät kein Scanner installiert 
ist, finden Sie einen im AppStore oder bei Google Play.

Name

E-Mail

Mitgliedsnummer

Ich möchte in Zukunft die SoVD-Zeitung digital als E-Paper erhalten.

Vorname

Telefon

Unterschrift

Gerne können Sie sich auch direkt über die Website ummelden: www.sovd.de/e-paper 

✂

Sie können sich auch per Post anmelden. 
Schicken Sie das ausgefüllte Formular an: 

Sozialverband Deutschland
Abteilung Redaktion
Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

+  schneller bei Ihnen  
als im Postversand

+  enthält alle  
Landesbeilagen

+ für Tablets und  
 Smartphones

+ schont die Umwelt

Bereits jedes 7. Mitglied liest die SoVD-Zeitung 

 digital

Foto: Jacob Lund / Adobe Stock; Collage: SoVD
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